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(Beginn: 10:05 Uhr) 

Vorsitzende Andrea Krueger : Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, sehr geehrte Frau Rühle, sehr geehrte Herren Sachverständige, 
sehr geehrte Vertreterinnen und Vertreter der Landesregierung, allen voran der Beauf-
tragte der Landesregierung für die Enquetekommission, Herr Lorenz, sehr geehrte Da-
men und Herren als Vertreter der Verbände und Kommunalverbände! Ich begrüße Sie 
sehr herzlich im Landtag von Baden-Württemberg zur 3. Sitzung der Enquetekommissi-
on „Fit fürs Leben in der Wissensgesellschaft – berufliche Schulen, Aus- und Weiterbil-
dung“. Mein besonderer Gruß gilt den heutigen Sachverständigen, Frau Rühle, Herrn 
Sambeth, Herrn Professor Weiß und Herrn Professor Severing, die uns heute mit ihrem 
Sachverstand zur Verfügung stehen. Dafür darf ich schon an dieser Stelle sehr herzlich 
danken.  

Auf unserer Tribüne haben wir heute junge Menschen zu Gast, die die Themen, die wir 
in der Enquetekommission behandeln, auch höchstpersönlich betreffen. Wir haben heu-
te Schülergruppen der Eduard-Breuninger-Schule aus Backnang sowie der Kaufmänni-
schen Schule aus Göppingen hier. Gegen 11:00 Uhr wird dann noch eine Schülergrup-
pe der Beruflichen Schulen aus Bretten zu uns stoßen. – Herzlich willkommen und 
Dank für Ihr Interesse an der Arbeit des Landtags und an der Arbeit der Enquetekom-
mission! 

Der heutige Sitzungstag gliedert sich wiederum in zwei Teile. Wir beginnen mit der öf-
fentlichen Anhörung, die voraussichtlich bis 12:30 Uhr dauern wird. Nach einer Mittags-
pause werden wir dann in einer nicht öffentlichen Sitzung um 13:30 Uhr mit der Bera-
tung der Sachverständigenanhörung beginnen. Dann möchte ich darauf hinweisen, 
dass auch diese Anhörung der Enquetekommission per Live-Streaming auf die Website 
des Landtags übertragen wird. Unsere Anhörung kann also heute im Internet mitverfolgt 
werden. 

Zudem hat mir die Pressestelle soeben mitgeteilt, dass auch ein Kamerateam von 
BWeins anwesend ist, das unsere Anhörung ebenfalls mitverfolgen wird. Die Wahr-
nehmung der Arbeit durch die Öffentlichkeit ist, meine ich, auch wichtig für eine solche 
Enquetekommission. 

Schließlich darf ich Ihnen noch mitteilen, dass sich der stellvertretende Vorsitzende der 
Enquetekommission, Herr Kollege Dr. Mentrup, für heute entschuldigt hat; er wird durch 
Herrn Dr. Prewo vertreten. 

Meine Damen und Herren, wir kommen nunmehr zur öffentlichen Anhörung zum Thema 
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„Duales System – gemeinsame Leistung von Wirtschaft  und 
Schule“ 

Wir werden uns jetzt also mit Verve dem dualen System zuwenden, und ich darf als 
erste Sachverständige Frau Rühle um ihren Vortrag bitten. Frau Rühle ist in leitender 
Funktion im Bundes- und im Landesverband des DEHOGA tätig und ist dort Vorsitzen-
de des Bundesausschusses Berufsbildung. Bitte schön, Frau Rühle, Sie haben das 
Wort. 

Sv. Frau Rühle:  Frau Vorsitzende, sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren! Vielen 
Dank für die Einladung. Ich freue mich, dass ich hier heute aus Sicht des Hotel- und 
Gaststättengewerbes und des Tourismusgewerbes und aus Sicht der Dienstleistungs-
unternehmen insgesamt unsere Einschätzung der dualen Ausbildung, des dualen Sys-
tems als gemeinsamer Leistung von Wirtschaft und Schule darstellen darf. 

Ganz bewusst möchte ich zunächst ganz kurz auf meinen Lebenslauf eingehen. Denn 
ich weiß ganz genau, dass dieser Lebenslauf schon dazu verleiten könnte, über An-
rechnungsmöglichkeiten oder eine Übernahmeverpflichtung nach Ende des Ausbil-
dungsverhältnisses zu diskutieren. 

(Die Schaubilder zu diesem Vortrag sind der Niederschrift als Anlage 
beigefügt) 

Wenn Sie sich meinen Lebenslauf anschauen – den ich jetzt nicht näher erläutern 
möchte – dann sehen Sie da, dass hier mit einer Übernahmeverpflichtung meines Aus-
bildungsbetriebs nur sehr wenig erreicht worden wäre. Heute bin ich geschäftsführende 
Gesellschafterin einer Rehaklinik mit inzwischen über 220 Betten. Nachdem die Berufs-
ausbildung in gastronomischen Berufen mein Hobby ist, bilde ich auch in diesem Be-
trieb aus, und zwar derzeit neun junge Menschen in gastgewerblichen und hauswirt-
schaftlichen Berufen. Wir haben eine sehr enge Zusammenarbeit mit einer Physiothe-
rapeutenschule, bieten das freiwillige soziale Jahr an und arbeiten auch eng mit einer 
kaufmännisch und hauswirtschaftlich orientierten Schule zusammen, mit wöchentlichem 
Unterricht, mit Blockunterricht und mit der Zurverfügungstellung von Praktikumsplätzen. 

Ihre erste Frage lautet: Wie beurteilen Sie die Kooperation zwischen beruflichen Schu-
len und Kammern bzw. Ausbildungsbetrieben während der Berufsausbildung? Unserer 
Meinung nach ist diese Zusammenarbeit vor allem hier in Baden-Württemberg sehr gut. 
Die Abstimmung zwischen Wirtschaft und Berufsschule ist sehr erfolgreich. Ein intensi-
ver Austausch zwischen den Partnern findet in regelmäßigen Intervallen statt, verstärkt 
durch zahlreiche gemeinsame Aktivitäten wie Berufswettbewerbe, die auf Bundesebene 
und auch auf internationaler Ebene ausgetragen werden, Ausbilderseminare, in denen 
sich der Deutsche Hotel- und Gaststättenverband und der DEHOGA-Landesverband 
Baden-Württemberg gerade derzeit sehr stark engagieren. Dies betrifft all die Aktivitä-
ten seitens der Wirtschaft und der Industrie- und Handelskammer. Wichtig ist natürlich 
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auch hier wie immer und überall, in allen Branchen, dass die Chemie zwischen den 
handelnden Personen stimmen muss und partnerschaftliches Miteinander gepflegt wird. 

Die Frage nach der Aussagekraft von Ausbildungsabschlussprüfungen unter dem An-
spruch der Kompetenzorientierung ist auch für diese Branche relativ leicht zu beantwor-
ten. Handlungskompetenz ist seit 1998, seit der letzten Neuordnung der Berufe, in den 
Ausbildungsordnungen sehr stark verankert. Die Handlungskompetenz wird in Form 
von gastorientierten Gesprächen in der Prüfung abgeprüft. Beispielhafte Karrieren deut-
scher Fachkräfte weltweit lassen zudem auf eine zuverlässige Prüfung der Handlungs-
kompetenz schließen. Die Aufgabenstellung orientiert sich konkret an beruflichen Hand-
lungen und gewährleistet somit sehr zuverlässig den Nachweis der beruflichen Hand-
lungskompetenz. Dennoch bin ich mir sicher, dass es noch einiger Studien bedarf, um 
Handlungskompetenz wirklich vergleichbar zu machen. Hierzu werden einige Prüfungs-
fragen mit Sicherheit nicht ausreichen.  

Wie kann die Flexibilität der Lernzeiten im Wechsel von schulischer und betrieblicher 
Ausbildung erhöht und die Kooperation zwischen unterschiedlichen Lernorten optimiert 
werden? – Betriebe im Gastgewerbe unterliegen, wie Sie sicherlich alle wissen, saiso-
nalen und regionalen Schwankungen, die es hier natürlich zu berücksichtigen gilt. Es 
gilt daneben, branchenbezogene Besonderheiten zu berücksichtigen. Natürlich möchte 
der Tagungsbetrieb in Stuttgart die Azubis gern in den Sommermonaten in die Schule 
schicken, das Ferienhotel am Bodensee hätte die Azubis gern alle im Winter in der 
Schule.  

Dann gibt es natürlich die Unterschiede in den verschiedenen Fachstufen. In der Gas-
tronomie und in der Hotellerie werden die Schüler in der Grundstufe zum großen Teil 
gemeinsam beschult; nach der Grundstufe und den Fachstufen 1 und 2 erfolgt die Be-
schulung in Fachklassen.  

Wichtig ist nach unserer Ansicht auch die Möglichkeit einer leichteren Flexibilisierung 
von Ausbildungsordnungen bzw. deren Anpassung an den ständigen Wandel in der 
Wirtschaft. Was die Praxisnähe der Lehrkräfte an den beruflichen Schulen betrifft, so 
müssen von den Lehrern hier zwingend mehr Betriebspraktika durchgeführt werden. 
Das Verständnis aufseiten der Lehrkräfte für die einzelnen Branchen und die Berufe ist 
in meinen Augen unerlässlich und wird immer wichtiger werden. Natürlich muss dies 
auch für die Ausbilder bezüglich der schulischen Belange gelten. Auch hier bin ich der 
Meinung, dass es noch einiges zu tun gibt.  

Es gilt, organisatorische Spielräume im Bereich der Schulzeiten zu schaffen, auch müs-
sen die Schulzeit und die Schulstunden noch effizienter genutzt werden, und es sollte 
auch immer wieder auf Fehlzeiten und Unterrichtsausfall explizit geachtet werden. 

Welche Maßnahmen sind zur Attraktivitätssteigerung der dualen Ausbildung hinsichtlich 
der Ausbildungsqualitäten in den Betrieben, den Berufsschulen, der Lehrkräfte sowie 
der Ausbilder und Prüfer erforderlich? – Informationen zur Berufswahl und der dualen 
Berufswelt allgemein müssen verstärkt werden. Derzeit ist der Hang zu höheren Bil-
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dungsabschlüssen in allen Bereichen ganz extrem zu spüren. Dies ist nachvollziehbar; 
ich verstehe das. Eltern wollen für ihre Kinder immer nur das Beste. Das ist auch in 
Ordnung. Aber hier müssen alle an der Berufsausbildung Beteiligten ganz explizit die 
Karrierewege aufzeigen; sie müssen aufzeigen, welch attraktive Möglichkeiten es im 
Bereich der dualen Ausbildung gibt. Die Berufsinformationen an Schulen können noch 
ausgebaut werden, obwohl hier schon sehr viel getan wird. Aber auch hier kann mit Si-
cherheit noch einiges mehr gemacht werden. Zudem sind alle Beteiligten gemeinsam 
aufgefordert, an attraktiven Zusatzqualifikationen für junge Menschen zu arbeiten und 
sich hier zu engagieren, um Ausbildung im dualen System wirklich attraktiv zu machen. 
Eine Eignungskontrolle von Ausbildungsstätten ist sowohl aus unserer Sicht als auch 
aus Sicht der Wirtschaft insgesamt nötig. 

Was eine angemessene Sach- und Personalausstattung an beruflichen Schulen betrifft, 
so möchte ich hier in Baden-Württemberg gern auch einmal ein Kompliment loswerden. 
Ich glaube, dass das in Baden-Württemberg recht gut ist. Regelmäßige Ausbilderschu-
lungen halte ich für dieses Gewerbe für extrem wichtig. Sie alle wissen, wie heterogen 
dieses Gewerbe ist. Das reicht von der Pizzeria bis zum Fünfsternehotel. Ohne Ausbil-
derschulungen oder ohne eine Ausbildereignungsprüfung – wie in meinem Fall; ich ha-
be eine solche Prüfung 1981 gemacht – ist es da meines Erachtens nicht mehr getan. 
Umfassende Fortbildung, regelmäßige fachpraktische Weiterbildungen, Prüferschulun-
gen halte ich ebenfalls für einen ganz wichtigen Teil. Dann ist hier sicherlich auch die 
Möglichkeit des Ausbildungsverbunds zu nennen, die es zu nutzen gilt. Ich würde mir 
wünschen, dass die Ausrichtung nicht dem Ziel einer noch höheren Studierendenquote 
folgt, sondern wirklich von allen Seiten eine reale Unterstützung des dualen Systems 
erfolgt, das weit mehr als eine Ausbildungsalternative für – das sage ich jetzt einmal in 
Klammern – „Problemkinder“ darstellt und wirklich eine attraktive Karrierealternative 
bietet. 

Durch welche Maßnahmen kann die Ausbildungsreife der Jugendlichen verbessert wer-
den? – Hier sage ich ganz klar: Die Ausbildungsreife der Jugendlichen ist Sache der 
allgemeinbildenden Schule. Wenn Jugendliche aus der allgemeinbildenden Schule 
kommen, müssen sie ausbildungsreif sein. Es ist nicht Aufgabe der Wirtschaft, und es 
darf nicht zulasten der Wirtschaft gehen, Jugendlichen Kern- und Schlüsselqualifikatio-
nen zu vermitteln. Dies muss früher beginnen. Ich halte den Ausbau – ich denke, hier 
sind wir in Baden-Württemberg ohnehin auf dem richtigen Weg – frühpädagogischer 
Konzepte, die Vorbereitung in der Schule in puncto Kommunikation, Teamfähigkeit, 
Pünktlichkeit usw. für ganz zwingend nötig. All dies muss zwangsläufig im frühpädago-
gischen Bereich stattfinden. Aber hier gibt es zum Teil ja auch schon gute Angebote. 
Ich glaube deshalb, dass wir hier auf dem richtigen Weg sind, dass wir dies aber unbe-
dingt und stark nutzen müssen. Es wird angesichts der wirtschaftlichen Lage der Be-
triebe heute nicht möglich sein, Schlüsselqualifikationen auf Kosten der Betriebe im Be-
trieb zu vermitteln. Zu der ebenfalls erforderlichen stärkeren Einbindung der Berufsori-
entierung in das Angebot der allgemeinbildenden Schulen habe ich schon etwas ge-
sagt. 
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Wie kann der Übertritt nicht berücksichtigter Bewerber in das duale Ausbildungssystem 
erleichtert werden? – Meines Erachtens ist hier die Einstiegsqualifikation mit sehr hohen 
Übernahmequoten eine sehr gute Möglichkeit, aber auch die gezielte Beratung Jugend-
licher in Berufen mit zweijähriger Ausbildungszeit, welche derzeit mit dreijährigen Beru-
fen einfach überfordert wären. Zweijährige Berufe bieten gute Chancen am Arbeits-
markt, zumindest Dienstleistungsberufe im Hotel- und Gaststättenbereich. Vor allem 
stellt sich immer wieder heraus, dass viele dieser jungen Menschen nach einigen Jah-
ren Berufstätigkeit auch noch weitergehen und eventuell noch das dritte Ausbildungs-
jahr absolvieren. 

Wie bewerten Sie in diesem Zusammenhang das Bundesverfassungsgerichtsurteil von 
1980 zum Ausbildungsplatzförderungsgesetz? – Das mache ich ganz kurz: Der 
DEHOGA lehnt eine Ausbildungsplatzabgabe ab. Ich glaube nicht, dass eine Ausbil-
dungsplatzabgabe mehr Ausbildungsplätze schaffen wird. Die Abschaffung von Ausbil-
dungshemmnissen und bürokratischen Belastungen ist wichtiger, z. B. beim – Sie wer-
den sicher alle von mir erwarten, dass ich das hier kurz anspreche – Jugendarbeits-
schutzgesetz. Dabei geht es natürlich nicht um die Abschaffung des Jugendarbeits-
schutzgesetzes – das meine ich bei Weitem nicht –; wir alle sind im Gegenteil nicht für 
eine Abschaffung des Jugendarbeitsschutzgesetzes, sondern wir sind für eine Locke-
rung und für eine Anpassung an das derzeitige Verhalten der Jugendlichen sowie an 
die Möglichkeiten, die sich ihnen heutzutage bieten. Wir wollen ganz einfach die 
Schichtzeitenregelung verändert haben, und wir wollen, dass die Jugendlichen abends 
nicht nur bis 22:00 Uhr, sondern bis 23:00 Uhr in den Betrieben bleiben dürfen, um so 
ganz konkret Jugendlichen mit Hauptschulabschluss, im Alter von 16 und von 17 Jah-
ren, in diesem Gewerbe eine Chance zu geben. 

Wie schätzen Sie die Wirkung des Bündnisses zur Stärkung der beruflichen Bildung in 
Baden-Württemberg ein? – Wir meinen, das Bündnis hat alle Erwartungen übertroffen. 
Ergebnisse wie Einstiegsqualifikation, zweijährige Berufe oder die Ausbildungspaten 
bzw. Jugendbegleiter an allgemeinbildenden Schulen sind sehr positive Entwicklungen. 
Unserer Meinung nach muss das Bündnis zur Stärkung der beruflichen Bildung weiter-
geführt werden, allerdings mit veränderten Zielen. Ich nenne hier wiederum die weitere 
Verbesserung des Images der dualen Ausbildung, die frühere Integration in die duale 
Ausbildung – Jugendliche müssen so früh wie möglich in die duale Ausbildung kommen 
– sowie die Abschaffung kostspieliger Warteschleifen zugunsten der dualen Ausbildung. 
Dies war in den letzten Jahren sicherlich nicht möglich war, wird aber in Zukunft eines 
der Ziele sein. 

Gibt es branchenspezifische Unterschiede in den Abbrecherzahlen? – Die gibt es 
selbstverständlich, und wie immer sind die höchsten Abbrecherquoten leider in den 
Dienstleistungsberufen. Ich glaube, Zahlen dazu werden Sie heute noch etwas detail-
lierter hören. Hauptpunkte sind hier mit Sicherheit falsche Vorstellungen, die sich die 
Jugendlichen vom jeweiligen Beruf machen. Auffällig ist leider auch der Anteil von Aus-
zubildenden mit Hauptschulabschluss und Migrationshintergrund am Kreis der Abbre-
cher. Sehr häufig handelt es sich auch um einen Wechsel zwischen Berufsbildern, der 
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in die Abbrecherquote mit einfließt. Ich denke aber, hier wird noch einiges getan werden 
können. 

Wie können die niedrigen Abbrecherquoten noch weiter gesenkt werden? – Ob sie wirk-
lich niedrig sind, kann ich nicht sagen. In den Gastro-Berufen sind sie es leider nicht. 
Hier halte ich eine gemeinsame Anstrengung, verbunden mit vielen Informationen, rea-
listischer Beratung, besserer Berufsorientierung, Durchlässigkeit zu weiterführenden 
Bildungsangeboten, für extrem wichtig. 

Über den Verbleib der Abbrecher können wir Ihnen nicht viel sagen. Es gibt eine Studie 
vom BIBB, wonach ein Großteil eine neue Ausbildung anfängt. Wir schlagen immer vor, 
auf zweijährige Ausbildungsberufe auszuweichen und zu versuchen, Jugendliche 
„umzuberaten“ bzw. weiterzuberaten. 

Welche Möglichkeiten sehen Sie, eine Verzahnung zwischen Übergangssystem, voll-
zeitschulischen Angeboten und dualer Ausbildung zu verbessern? – An dem jetzt ge-
zeigten Schaubild sehen Sie, dass ich diese Frage aus Sicht der Dienstleistungsberufe 
angehe. Sicherlich ist hier in manchen Branchen wie Banken und Versicherungen Be-
darf vorhanden, ist eine qualifizierte Ausbildung möglich. Auch in einer noch so guten 
schulischen Ausbildung kann erfahrungsgemäß jedoch der eigentliche Inhalt eines 
Dienstleistungsberufs nicht zielführend erlernt werden. Nicht ohne Grund habe ich be-
reits das oberste Lernziel in den HoGa-Berufszweigen angesprochen, nämlich den Um-
gang mit dem Gast. Klar ist auch, dass es hier für Geringqualifizierte Modelle wie z. B.  
zertifizierte Teilqualifikationen geben muss. Hier bedarf es dann aber dringend der Qua-
litätssicherung in Form von Standardisierung und der Kontrolle durch eine zuständige 
Stelle. 

Unter welchen Voraussetzungen kann aus Sicht der Betriebe eine Anerkennung von im 
Übergangssystem oder in den beruflichen Vollzeitschulen erworbenen Qualifikationen 
gewährleistet werden? – Der Vorteil für Jugendliche, die Attraktivität beruht hier sicher-
lich auf der Möglichkeit, die Fachhochschulreife zu erlangen. Auch das hat sicherlich 
eine Berechtigung. Die HoGa-Berufsbereiche wurden gebeten, an diesem Verzah-
nungsmodell des Berufskollegs teilzunehmen. Derzeit werden hier elf Ausbildungsberu-
fe erprobt und bewertet. Wir warten gespannt den Erfahrungsbericht ab und sind dann 
eventuell auch gern bereit, unsere Meinung zu ändern. 

Meine Redezeit ist abgelaufen. Ich bedanke mich bei Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit 
und stelle mich gern noch Ihren Fragen.  

(Beifall) 

Vorsitzende Andrea Krueger : Vielen Dank, Frau Rühle, für Ihren Beitrag.  

Bevor ich Wortmeldungen für die jetzt folgende Fragerunde entgegennehme, muss ich 
noch einen Hinweis geben, den ich aber auch schon in der letzten Sitzung gegeben 
habe – ich dachte, das hätte sich inzwischen herumgesprochen –: Nach der Geschäfts-
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ordnung des Landtags haben sowohl bei den öffentlichen als auch bei den nicht öffent-
lichen Sitzungen der Enquetekommission nur die ordentlichen Mitglieder der Enquete-
kommission das Recht, Fragen zu stellen und an der Diskussion teilzunehmen. Die 
Stellvertreter haben dieses Recht nur dann, wenn sie ein ordentliches Mitglied vertre-
ten. 

Abg. Siegfried Lehmann  GRÜNE: Frau Rühle, eine Frage drängt sich für mich jetzt 
gerade an Sie als Vertreterin des Hotel- und Gaststättengewerbes auf. Wir haben in 
Ihrer Branche eine Abbrecherquote von 30 bis 39 %. Als Gründe hierfür haben Sie jetzt 
aufgelistet, dass der Einbindungsprozess nicht richtig funktioniert, dass keine ausrei-
chenden Kompetenzen vorliegen und dass oft auch ein falsches Verständnis von den 
Berufen vorherrscht, und Sie haben gesagt, dass das geändert werden müsse. Da ist 
sicherlich einiges dran. Aber ist es vor dem Hintergrund des demografischen Wandels 
und der Tatsache, dass sich die Jugendlichen in Zukunft verstärkt aussuchen können, 
in welchem Beruf sie eine Ausbildung machen wollen, nicht auch für Ihre Branche an-
gesagt, zu überlegen, wie sie die Berufe für die jungen Menschen attraktiver machen 
kann, anstatt sozusagen im Umkehrschluss die Situation der Jugendlichen über das 
Jugendarbeitsschutzgesetz verschlechtern zu wollen? Erhoffen Sie sich hierdurch tat-
sächlich eine Verbesserung der Situation?  

Sv. Frau Rühle : Durch die Änderung des Jugendarbeitsschutzgesetzes, Herr Leh-
mann, erhoffen wir uns keine Veränderung der Situation, sondern eine Steigerung der 
Zahl der Ausbildungsplätze für Minderjährige, für Jugendliche zwischen 16 und 18 Jah-
ren. Die werden derzeit in der Branche definitiv nicht eingestellt. Das Ausgehverhalten 
Jugendlicher und ihr Verhalten insgesamt hat sich im Übrigen in den letzten 25 Jahren 
deutlich verändert. Die gehen nicht mehr um 22 Uhr ins Bett, sondern die gehen um 
22 Uhr in die Disco und sagen zu denen, die bis 23 Uhr arbeiten dürfen, man sehe sich 
später.  

Dann zu Ihrer Frage bezüglich der Abbrecherquote in unserer Branche: In den letzten 
Jahren können wir auf Zahlen zurückblicken, die zeigen, dass wir seit 1998 100 % mehr 
Ausbildungsplätze zur Verfügung gestellt haben, also genau das Doppelte. Wir haben 
heute in Baden-Württemberg 10 021 Ausbildungsplätze und hatten 1998 rund 5 000 
Ausbildungsplätze. Wir haben in den letzten Jahren auch aufgrund des Drucks von poli-
tischer Seite und aufgrund politischen Willens mit Sicherheit sehr stark Jugendliche in 
unsere Branche aufgenommen, deren Erstwunschberuf definitiv nicht im Bereich der 
Gastronomie und der Hotellerie lag. Das ist sicherlich einer der Punkte, und es ist ein 
gravierender Punkt.  

Unsere Ausbildungsabbrecherzahlen liegen tatsächlich in dem Bereich, den Sie ge-
nannt haben. Es handelt sich häufig um Jugendliche, die erstmals aus dem Elternhaus 
herauskommen, die aus ihrem sozialen Umfeld herausgelöst werden, die definitiv ande-
re Arbeitszeiten wünschen. Man mag die Arbeitszeiten in der Gastronomie tatsächlich 
schlecht bezeichnen. Aber Sie wollen ja auch nicht immer schon um 18.00 Uhr Essen 
gehen, sondern Sie gehen nach einer Sitzung auch einmal erst um 20:00 Uhr oder um 
21.00 Uhr zum Essen. Die Jugendlichen werden aus ihrem sozialen Umfeld herausge-
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rissen, sie müssen sich einen anderen Freundeskreis suchen, die sind wirklich in diese 
Dienstleistung integriert und sehen erst dann, wenn sie dort sind, was es wirklich be-
deutet. Genau aus diesem Grund sind wir der Meinung, dass allgemein noch etwas ge-
tan werden muss. Ich bin sicher – ohne diese Zahl jetzt genau belegen zu können –, 
dass 90 % der Lehrer an allgemeinbildenden Schulen einem Jugendlichen nicht emp-
fehlen, in die Gastronomie oder in die Hotellerie zu gehen, weil sie diese Berufe nicht 
kennen und nicht einschätzen können. 

Deshalb auch unser Plädoyer für Berufspraktika für die Lehrerinnen und Lehrer, auch 
für die Lehrerinnen und Lehrer an allgemeinbildenden Schulen. Sie müssen wissen, 
wovon sie reden. 

Für mich ist es ein Traumberuf. Auch meine Eltern wollten für mich einmal etwas „Bes-
seres“. Ich habe es trotzdem so gemacht, wie ich es gemacht habe, und bin heute noch 
glücklich darüber – trotz ungewöhnlicher Arbeitzeiten, aber mit einem guten Verdienst, 
den es in dieser Branche ohne Weiteres auch gibt. Die Chancen auch für die Jugendli-
chen mit einer zweijährigen Ausbildung – das möchte ich immer wieder betonen –, ei-
nen Arbeitsplatz zu bekommen, einen sicheren, krisenfesten Arbeitsplatz, einen Ar-
beitsplatz, der nicht ins Ausland verlagert werden kann, sind gut, sind hervorragend. 

Frau von Wartenberg : Frau Rühle, einen Teil meiner Frage haben Sie indirekt schon 
beantwortet. Mir stellt sich die Frage, wie viele Jugendliche mit einem Ausbildungsver-
hältnis im DEHOGA-Bereich zurzeit unter den Jugendarbeitsschutz fallen, wie viele da-
von also hiervon betroffen sind. 

Der zweite Teil meiner Frage bezieht sich auf die inhaltliche Ausbildung und auf die Zu-
ordnung. Wie hoch ist in diesem Bereich sozusagen die Fallzahl von Auszubildenden im 
Verhältnis zu nachfragenden Jugendlichen? Das scheint ja auch eine Fragestellung zu 
sein, die impliziert ist, wenn es um die Abbrecherquote geht. Können Sie sich im 
DEHOGA vorstellen, dass man hier diese Relation verändert? 

Sv. Frau Rühle : Ich kann mir vorstellen, die Relation zu verändern. Es gibt eine Umfra-
ge des DEHOGA, die allerdings drei Jahre alt ist. Da wurden für den Fall einer Ände-
rung des Jugendarbeitsschutzgesetzes 3 000 Arbeitsplätze mehr zugesichert. Der An-
teil der Jugendlichen, die aufgrund ihres Alters unter die Schutzbestimmungen fallen, 
liegt derzeit zwischen 20 und 25 %. Ich kann es Ihnen nicht ganz genau sagen. Der An-
teil dieser Altersgruppe könnte also erhöht werden. 

Dann, Herr Lehmann, noch einen Schwenk zurück zu Ihrer Frage, nämlich zur Attrakti-
vitätssteigerung der Berufe. Ich sage immer, vielleicht muss ganz Deutschland ein biss-
chen dienstleistungsfreundlicher werden. Bei uns ist es immer noch so, dass es zum 
Teil für attraktiver gehalten wird, eine Maschine zu bedienen, als einen Menschen zu 
bedienen. Aber wie wollen Sie die Dienstleistungen im diesem Bereich attraktiver ge-
stalten? Wir haben im Moment zusammen mit Herrn Lorenz ein Modell aufgelegt, das 
2011/2012 beginnen wird: „Duales Berufskolleg“, wirklich dual, dreijähriges Berufskol-
leg, das es den Jugendlichen ermöglicht, auch die Fachhochschulreife zu erlangen. 
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Auch das sind Dinge, an denen wir ständig arbeiten. Wir haben im Moment im 
DEHOGA-Landesverband von Baden-Württemberg einen Wegweiser für Ausbilder auf-
gelegt, um auch unseren Kleinstbetrieben, die bei uns nun einmal sehr stark vertreten 
sind und die zum Teil eine sehr gute Ausbildung machen, die Möglichkeit zu geben, 
eine qualitativ hochwertigere Ausbildung zu leisten. 

Abg. Stefan Teufel  CDU: Frau Rühle, Sie haben das Thema BK-Verzahnung ange-
sprochen und gesagt, im ländlichen Raum würden diese Verzahnungsmodelle mit gro-
ßem Erfolg gefahren. Welche Punkte würden Sie uns mit auf den Weg geben, um die 
Verzahnungsmodelle noch attraktiver gestalten zu können? 

Sv. Frau Rühle : Herr Teufel, ich habe vorhin gesagt, dass die Verzahnungsmodelle in 
der Hotellerie und Gastronomie bisher keine Rolle spielen, derzeit vom Bundesaus-
schuss für Berufsbildung auch ganz klar abgelehnt worden sind, weil wir der Meinung 
sind, dass eine ganzheitliche gastronomische Ausbildung am Gast stattzufinden hat und 
nicht in der Schule, auch nicht in Teilen, weil die ganzheitliche Art der Betreuung des 
Gastes oberstes Lernziel in allen Ausbildungsberufen ist. Selbst für den Koch geht es 
um den Umgang mit dem Gast bei der Beratung und beim Verkauf. Die Vermittlung die-
ses Lernziels kann meines Erachtens nicht in der Schule stattfinden. Ich habe aber 
auch gesagt, ich bin gespannt, wie diese elf Erprobungsberufe tatsächlich abschneiden 
werden, und ich habe in Aussicht gestellt, dass wir dann vielleicht auch bereit wären, 
uns noch einmal damit zu befassen. Aber derzeit ist eine strikte Ablehnung durch den 
Bundesausschuss für Berufsausbildung gegeben. 

Abg. Heiderose Berroth  FDP/DVP: Frau Rühle, ich möchte noch einmal bezüglich der 
zweijährigen Ausbildung nachfragen. Dazu haben Sie ja gesagt, dass das eine durch-
aus chancenreiche Sache sei. Was kann man da denn verdienen? Es wird ja gerade 
auch die Diskussion über Mindestlöhne und solche Dinge geführt. Also, kann man mit 
einer solchen Ausbildung hinterher einen auskömmlichen Lohn erwarten? Haben Sie 
einen Erfahrungswert, wie viele Absolventen dieser zweijährigen Ausbildung hinterher 
doch aufstocken und letztlich eine dreijährige Ausbildung absolvieren und da nicht ste-
henbleiben? 

Sv. Frau Rühle : Über 50 % stocken auf. Soviel ich weiß, sind es rund 60 %. Dies ge-
schieht allerdings zum großen Teil nicht direkt im Anschluss an die zweijährige Ausbil-
dung, sondern diese Gruppe ist dann zwei bis drei Jahre im Beruf tätig und macht dann 
das dritte Ausbildungsjahr entweder im Hotel- oder im Restaurantfach dazu. Es ist eine 
attraktive Ausbildung. Es gibt in der baden-württembergischen Tariflandschaft keine 
gesonderte Einstufung der zweijährigen Ausbildungsberufe, es gibt nur eine Einstufung 
in gelernt und ungelernt. Bei Abschluss einer Ausbildung liegt das derzeitige Anfangs-
gehalt bei ca. 1 760 Euro, auch für zweijährige Berufe. Die zweijährige Berufsausbil-
dung ist natürlich sehr für junge Menschen geeignet, die sich tatsächlich in der Praxis 
bewegen wollen und die sich vielleicht gar nicht ganz vorstellen können, gleich einen 
dreijährigen Beruf zu erlernen. 
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Aber die Übergangsquote ist sehr hoch. Dabei bin ich selbst eine klare Verfechterin 
dessen, dass auch zweijährige Berufe eine wirklich gute Chance haben – im Service, im 
Catering, im Bankettbereich, am Getränkebüffet usw. Es gibt gute Arbeitsmöglichkeiten 
und Einsatzmöglichkeiten auch für Absolventen einer zweijährigen Ausbildung. 

Abg. Christoph Bayer  SPD: Frau Rühle, ich möchte zwei Aspekte ansprechen. Sie 
zitieren zur Frage des Verbleibs der Abbrecher die BIBB-Studie aus dem Jahr 2002 und 
sagen, dass der überwiegende Teil der Abbrecher eine neue Ausbildung beginnt. Mei-
nes Wissens ist es so, dass lediglich die Hälfte der Abbrecher eine Neuausbildung an-
streben beziehungsweise dann auch beginnen. Es ist fraglich, ob diese Zahl jetzt noch 
genauso ist wie 2002. Diese Studie kommt auch zu dem Schluss, dass 28 % der Ab-
brecher keine Neuausbildung beginnen und auch keine schulische Maßnahme an-
schließen. 

Vor diesem Hintergrund frage ich, ob und in welcher Weise – Sie hatten es ganz vor-
sichtig angedeutet – auch zertifizierte Teile in eine neue Ausbildung überführt werden 
können. Wie stehen Sie dazu? Lehnen Sie das ab, oder unter welchen Bedingungen 
würden Sie dies befürworten? 

Der zweite Aspekt – auch darauf muss ich eingehen – betrifft das Thema Jugendschutz, 
Jugendarbeitsschutz. Ich glaube, es ist ein bisschen wenig, zu sagen, es ist einfach nur 
ein Hemmnis, das irgendwie weg muss. Es hat ja Gründe, dass es diesen Jugend-
schutz gibt, und es ist nicht nur ein Ausbildungshemmnis. Sie haben sicherlich auch 
den SWR-Film gesehen, in dem die Situation in der Praxis dargestellt wurde, 16-
Stunden-Arbeitstag, zum Teil durcharbeiten übers Wochenende – – 

Vorsitzende Andrea Krueger : Herr Bayer, ich muss jetzt intervenieren. Wir haben für 
die Anhörung von Frau Rühle noch sieben Minuten Zeit, und es gibt noch zwei weitere 
Wortmeldungen. Deswegen möchte ich Sie bitten, sich kurz zu fassen. 

Abg. Christoph Bayer  SPD: Okay. – Sie kennen wahrscheinlich die Aussagen dieses 
Filmes genauso gut wie ich. Da gab es die Konsequenz, dass der Ausbilder gesagt hat, 
dann stelle er nur noch volljährige junge Menschen ein. 

Meine Frage jetzt ganz konkret: Ist das alles, was Ihnen dazu einfällt – nur noch Volljäh-
rige einzustellen bzw. den Jugendarbeitsschutz aufzugeben? 

Sv. Frau Rühle : Ich möchte – das habe ich vorhin auch ganz klar gesagt – den Jugend-
arbeitsschutz ganz sicher nicht aufgeben. Im Übrigen habe ich von Jugendarbeitsschutz 
und nicht von Jugendschutz gesprochen. Wir sind wirklich für Jugendschutz. Sie haben 
jetzt zwei-, dreimal von Jugendschutz gesprochen. Ich rede ganz klar von Jugendar-
beitsschutz, und ich glaube ganz einfach, dass das heutige Jugendarbeitsschutzgesetz 
damals für 14-Jährige gemacht worden ist, für eine Altersgruppe, die heute in einer völ-
lig anderen Lage ist. Ich bekomme täglich Anrufe von Eltern, die sich bei mir darüber 
beklagen, dass ihr 16-jähriger Sohn keinen Ausbildungsplatz als Koch bekommt. Er 
muss eben als Koch definitiv bis 22:00 Uhr und unter einer Schichtzeitenregelung arbei-
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ten, die ich Ihnen sicherlich nicht erklären muss. Die Schichtzeitenregelung besagt, 
dass es insgesamt zwölf Stunden sind, mit Pausen am Nachmittag, die in diesem Ge-
werbe oft relativ lang sind. Wenn der morgens um 9:00 Uhr anfängt, nachmittags vier 
Stunden frei hat, dann darf er abends eben nur – – Ich kann das jetzt hier vor Ihnen 
schlecht ausrechnen, aber es sind maximal zwölf Stunden. Und das muss geändert 
werden. Das ist definitiv ein Ausbildungshemmnis in dieser Branche, und es geht nicht, 
wie es sehr oft dargestellt wird, um ein weiteres „Ausnutzen“ der jungen Menschen. 

Dass es schwarze Schafe gibt, weiß ich. Dass es aber auch in dieser Branche viele 
Ausbildungsbetriebe gibt, die eine hervorragende Leistung bringen, zeigt die weltweite 
Anerkennung in diesem Bereich. Sie werden auf dieser Welt kein Großhotel finden, in 
dem nicht irgendwo ein deutscher Manager ist. Wir bekommen täglich Anfragen aus 
dem gesamten europäischen und außereuropäischen Ausland mit der Bitte, im dualen 
System der Berufsausbildung im Bereich Hotellerie und Gastronomie Mithilfe zu leisten. 
Ich sehe das auf einem absolut guten und richtigen Weg, und ich bin der Meinung, dass 
wir da überhaupt keine Defizite haben. 

Dass wir uns als DEHOGA-Verband ganz klar zum Ziel gesetzt haben, die Qualität in 
der Ausbildung weiter zu verbessern, ist schon ein rein egoistisches Ziel, an dem wir 
arbeiten. Ich zeige Ihnen das heute Nachmittag gern auch noch einmal. Wir haben hier 
in Baden-Württemberg ein Gewerbe mit über 85 % Kleinstbetrieben, und die bilden gut 
aus, aber denen muss man Hilfestellung geben, denen muss geholfen werden, und de-
nen muss etwas an die Hand gegeben werden, was ihnen hilft. 

Ich habe jetzt Ihre erste Frage wahrscheinlich nicht ganz beantwortet, Entschuldigung. 

Abg. Dr. Rainer Prewo  SPD: Frau Rühle, wenn ich Sie recht verstanden habe, stellen 
Sie fast keine Minderjährigen in Ausbildungsverhältnisse ein, sondern erst Jugendliche 
ab 18. Ist das auch ein Indiz dafür, dass es weniger Hauptschüler sind, die Sie einstel-
len? 

Sv. Frau Rühle : Natürlich. 

Abg. Dr. Rainer Prewo  SPD: Wie verteilen sich überhaupt die Auszubildenden in Ihrer 
Branche nach den Schulabschlüssen? Können Sie dazu etwas sagen? 

Vorsitzende Andrea Krueger : Entschuldigung, Frau Rühle. Mir liegen noch zwei weite-
re Wortmeldungen vor. Ich möchte Sie bitten, sich auch kurz zu fassen. 

Abg. Dr. Rainer Prewo  SPD: Ich glaube, das habe ich auch getan. 

Vorsitzende Andrea Krueger : Ja. 

(Heiterkeit) 
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Sv. Frau Rühle : Es sind hier in Baden-Württemberg derzeit weniger Hauptschüler als 
Realschüler und Abiturienten. Es könnten mehr Hauptschüler eingestellt werden, aber 
es ist eben so, wie ich es gerade erklärt habe: ca. 25 % Hauptschüler zu 75 % aus an-
deren Bereichen, hauptsächlich Realschüler. 

Herr Dr. Euler : Sie haben bei der Frage nach der Aussagekraft der Ausbildungsab-
schlussprüfungen darauf hingewiesen, dass die Messung der Kompetenzen, der Hand-
lungskompetenzen noch in den Kinderschuhen steckt. Was würden Sie sich aus be-
trieblicher Sicht wünschen, um diese Aussagekraft der Ausbildungsabschlussprüfungen 
noch weiter zu verbessern? 

Sv. Frau Rühle : Herr Professor Euler, ich habe gesagt, dass ich glaube, dass die Aus-
sagekraft der Abschlussprüfungen schon gut ist. Nur glaube ich nicht, dass die Ab-
schlussprüfung Grundlage für eine Anrechnung der Handlungskompetenz oder eine 
Darstellung der Handlungskompetenz im Vergleich mit dem europäischen Ausland sein 
kann. Ich glaube schon, dass in diesen Berufen die Abschlussprüfungen in Form von 
komplexen Aufgaben, in Form von gastorientierten Gesprächen gemeinsam mit Schule, 
Wirtschaft und IHK eine sehr gute Messlatte für die Handlungskompetenzen sind. Aber 
sie bieten keine Grundlage für einen weiterführenden europäischen Vergleich. Da be-
darf es meiner Meinung nach etwas mehr als einer richtig gestellten Prüfungsaufgabe, 
und ich denke, da sind viele Wissenschaftler, unter anderem Sie, dabei, bessere Lö-
sungswege zu finden, als ich das als Praktikerin könnte. 

Abg. Sabine Kurtz  CDU: Frau Rühle, Sie haben eine Lanze für die zweijährigen Aus-
bildungen gebrochen, Sie haben darum gebeten, dass wir den Jugendarbeitsschutz 
etwas lockern, damit Sie auch 16-Jährigen einen Ausbildungsplatz zur Verfügung stel-
len können. Sie haben vorhin eine Unterlage gezeigt, die darstellt, wie Sie Ausbildungs-
betriebe darin unterstützen wollen, eine hochwertige Ausbildung anbieten zu können. 
Könnten Sie bitte noch einmal ein bisschen genauer darlegen, ob es vonseiten des 
DEHOGA Unterstützungssysteme gibt, um gerade diesen jungen, wenig theorieorien-
tierten, vielleicht auch leistungsschwächeren jungen Menschen darin Unterstützung zu 
geben, damit sie auch das erreichen, was Sie aufgezeigt haben, wie man sich nach ei-
ner zweijährigen Ausbildung weiterentwickeln kann? Bieten Sie nur die Arbeit, oder bie-
ten Sie auch zusätzliche Unterstützung, damit sie sich in der Arbeit weiterentwickeln? 

Sv. Frau Rühle : Wir bieten natürlich erstens eine recht gute Unterstützung während der 
Ausbildung auch mithilfe aller beteiligten Stellen durch ausbildungsbegleitende Hilfen 
oder auch spezielle Fachklassen gerade für die Fachkräfte im Gastgewerbe, weil es oft 
gerade im schulischen Bereich Probleme gibt. Deshalb plädieren wir sehr stark dafür, 
dass gerade für diese Jugendlichen Fachklassen gebildet werden.  

Wir versuchen dann zweitens, in Gesprächen, auch im Rahmen von schulischen Infor-
mationstagen, die Jugendlichen zu bewegen, noch ein drittes Ausbildungsjahr anzu-
hängen, wobei es bei vielen tatsächlich einfach auch nicht der Wunsch ist, ein drittes 
Ausbildungsjahr zu absolvieren. Es gibt nun auch einmal junge Menschen, die nicht – 
ich sage es jetzt einmal etwas salopp – „Häuptling“ werden wollen. Die wollen ganz ein-
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fach einen sicheren Arbeitsplatz haben und streben keine Führungspositionen an. Dies 
hat sicher seine Berechtigung, und entsprechende Einsatzmöglichkeiten sind in dieser 
Branche vielseitig vorhanden.  

Natürlich, lebenslanges Lernen – unter diesem Aspekt habe ich ja vorhin die zweijähri-
gen Berufe noch einmal bewusst angesprochen – ist auch hier einer der Punkte. Wir 
haben vom DEHOGA – Sie haben jetzt bewusst auch den DEHOGA-Landesverband 
Baden-Württemberg angesprochen – ein Bildungszentrum Gastgewerbe in Bad 
Überkingen, in das die Betriebe wirklich sehr viele ihrer jungen Auszubildenden schi-
cken, in dem kostenlose Seminare für Auszubildende angeboten werden, in dem auch 
kostenlose Seminare für zweijährige Ausbildungsberufe explizit angeboten werden. Wir 
machen in diesem Jahr vonseiten des DEHOGA noch einmal extra einen „Tag der 
Fachkraft“, um an diesem Tag die Fachkraft in einem Hotel in Baden-Württemberg zu 
informieren, welche Weiterbildungsmöglichkeiten es gibt, welche Möglichkeiten es auf 
dem Weg der Karriereplanung gibt.  

Ich sehe sowieso die Hilfe bei der Karriereplanung als eine ganz wichtige Aufgabe auch 
von Ausbildern an. Das ist sicherlich auch ein Punkt, der in unserem Gewerbe ein biss-
chen zu kurz kommt. Aber auch hier – ich sage es noch einmal – bin ich ganz stolz, 
dass ein Arbeitgeberverband wie wir solch eine Broschüre wie diese auflegt, in der ganz 
einfach praktische Listen, Checklisten, Hilfen, Ansprechpartner aufgeführt und vorge-
stellt sind. 

Vorsitzende Andrea Krueger : Vielen Dank, Frau Rühle, für Ihren Vortrag und Ihren 
Beitrag in der Diskussion.  

Wir werden nun das gleiche Themenfeld noch einmal aus einer etwas anderen Per-
spektive beleuchtet bekommen. Den zweiten Vortrag hält nun Herr Martin Sambeth. 
Herr Sambeth ist Gewerkschaftssekretär und in der IG-Metall Bezirksleitung Baden-
Württemberg zuständig für die Qualifizierungspolitik. Herr Sambeth, bitte sehr, Sie ha-
ben Pult und Wort. 

Sv. Herr Sambeth : Sehr geehrte Frau Vorsitzende, sehr geehrte Damen und Herren! 
Zunächst ganz kurz zu meiner Person: Ich heiße Martin Sambeth und bin seit Oktober 
2008 in der IGM-Bezirksleitung Baden-Württemberg unter anderem für den Bereich Be-
rufliche Bildung und Qualifizierung zuständig. Davor war ich seit 1999 fast neun Jahre 
lang in der Verwaltungsstelle der IG-Metall in Gaggenau tätig und auch dort u. a. mit 
dem Thema Berufliche Bildung befasst. 

In meinen schriftlichen Ausführungen habe ich versucht, mich an den Fragen zu orien-
tieren, die Sie mir aufgegeben haben.  

Der erste Fragenkomplex lautet: Wie beurteilen Sie die Kooperation zwischen berufli-
chen Schulen und Kammern bzw. Ausbildungsbetrieben während der Berufsausbildung 
sowie die Aussagekraft der Ausbildungsabschlussprüfungen unter dem Anspruch der 
Kompetenzorientierung? Wie kann die Flexibilität der Lernzeiten im Wechsel von schu-
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lischer und betrieblicher Ausbildung erhöht und die Kooperation zwischen unterschiedli-
chen Lernorten optimiert werden? Welchen weiteren Handlungsbedarf sehen Sie?  

Bei der Frage nach der Aussagekraft der Ausbildungsabschlussprüfungen sind, denke 
ich, die Sozialpartner im Bereich der Metall- und Elektroindustrie in den letzten Jahren 
in vielen Bereichen, nämlich immer dort, wo Neuordnungen stattgefunden haben, sehr 
weit gekommen durch den betrieblichen Auftrag, der sich in immer mehr Ausbildungs-
ordnungen wiederfindet, der als Angebotsmodell zur Verfügung steht, der von den Be-
trieben immer mehr angenommen wird und der den großen Vorteil hat, dass er sich an 
den realen Arbeitsprozessen im Betrieb orientiert und nicht an der alten Prüfungsord-
nung, deren Vorgaben irgendwann im Regal standen oder im Mülleimer landeten. Es 
geht also auch um die zukünftigen Aufgaben im Betrieb.  

Die Erfahrung zeigt natürlich, dass sich Ausbildung im Betrieb immer stärker verändert. 
Wir haben immer mehr Ausbildungsvarianten, die sich an den Abläufen im Betrieb ori-
entieren – seien es Lerninseln im direkten Produktionsumfeld, seien es Prozesswerk-
stätten, in denen reale Produkte hergestellt oder auch Reparaturaufträge für reale Pro-
dukte ausgeführt werden, oder seien es Juniorfirmen wie zum Beispiel bei ZF Fried-
richshafen AG, wo Auszubildende konkret Produkte herstellen, selbstständig planen, 
einkaufen, verkaufen. 

Zur Frage der Kooperation zwischen unterschiedlichen Lernorten kann man feststellen, 
dass sie immer wichtiger wird, dass sie sich im neuen Berufsbildungsgesetz – es ist ja 
nicht mehr ganz neu, aber immer noch neu – immer stärker wiederfindet. Aber auch da 
ist es natürlich nötig, Ausbildungsrahmenpläne und Berufsschulrahmenpläne zu inte-
grierten kompetenzorientierten Bildungsplänen zusammenzufassen, die vor allem auch 
– ich denke, das ist nötig – bundesweit verbindlich sind, sodass sie sich nicht von Bun-
desland zu Bundesland – vor allem was die Frage der Berufsschulen betrifft – immer 
mehr verändern. 

Bei der Frage, welche Handlungsspielräume sich dabei verändern können, ist es wich-
tig, dass es einen kontinuierlichen Austausch zwischen Ausbildern und Lehrern gibt – 
zum Beispiel durch gemeinsame Arbeitskreise –, dass gemeinsame Ausbildungsprojek-
te der Lernorte durchgeführt werden und dass es gemeinsame Weiterbildungsveranstal-
tungen mit Lehrern und betrieblichen Ausbildern gibt. Es geht um Betriebspraktika für 
Lehrkräfte, und es geht um die Einbeziehung von betrieblichen Praktikern in die Unter-
richtsgestaltung. Alles das findet in der Realität schon statt, aber nicht gebündelt, son-
dern immer nur vereinzelt. Ich denke, eine Bündelung dieser Tätigkeiten wäre sinnvoll 
und notwendig. 

Bei der Frage, welche Maßnahmen zur Attraktivitätssteigerung der dualen Ausbildung 
erforderlich sind, konzentriere ich mich auf die Bereiche, die landespolitisch beeinfluss-
bar sind. Denn selbstverständlich gibt es Möglichkeiten, die Attraktivität der Ausbildung 
vonseiten der Betriebe zu steigern. Aber ich denke, die Enquetekommission befasst 
sich vor allem mit dem, was sie selbst beeinflussen kann. Deswegen sage ich, es ist zur 
Attraktivitätssteigerung als Erstes nötig, dass der Unterrichtsausfall an den beruflichen 
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Schulen massiv nach unten gefahren wird. Im Schuljahr 2008/2009 sind 4,6 % der Soll-
stunden ausgefallen. Dabei sind die regionalen Unterschiede sehr ausgeprägt. So sind 
im Landkreis Konstanz „nur“ 1,4 % Stunden ausgefallen, im Landkreis Calw dagegen im 
Durchschnitt 12,3 %; die Schwankung ist also sehr stark. Dabei gibt es auch noch ein-
mal Spitzenreiter wie zum Beispiel die Wilhelm-Maybach-Schule in Stuttgart-Bad 
Cannstatt, in der im Schuljahr 2008/2009 17,2 % der Sollstunden nicht gegeben wur-
den. Das ist nicht akzeptabel, und das ist der Punkt, an dem man am ehesten etwas 
unternehmen muss, um dieses System attraktiver zu gestalten. 

Man kann feststellen, dass der Unterrichtsausfall im Bereich der gewerblichen Schulen 
höher ist als im Bereich der kaufmännischen Schulen. Das hängt selbstverständlich 
auch mit der Frage der Verfügbarkeit der Fachkräfte zusammen. Aber auch hier, denke 
ich, muss man agieren. 

Zu diesem strukturellen Defizit kommt noch Unterrichtsausfall durch Krankheit der Lehr-
kräfte, durch Weiterbildungsmaßnahmen und Ähnliches hinzu. Selbstverständlich sind 
wir als Gewerkschaft intensiv dafür, dass Weiterbildung stattfindet. Deswegen brauchen 
wir nicht nur einen Ausgleich für den Unterrichtsausfall im strukturellen Bereich, son-
dern wir brauchen einen zusätzlichen Puffer, der den Unterrichtsausfall wegen Krank-
heit der Lehrkräfte, Weiterbildung von Lehrkräften und Ähnlichem ausgleicht. Das heißt, 
wir müssen von dem strukturellen Defizit zu einer Überversorgung kommen, um diese 
Fragen zu klären.  

Eine zweite Frage, die uns immer mehr bewegt und immer mehr Probleme verursacht, 
lautet: Wie bekommen wir Menschen dazu, in diesem Ausbildungssystem ehrenamtlich 
tätig zu sein? Wie finden wir Menschen, die als Prüferinnen oder Prüfer und/oder auch 
als Mitglieder in den Bildungsausschüssen bei den Kammern zur Verfügung stehen? 
Das scheitert oft daran, dass es Probleme bei der Freistellung gibt, es scheitert oft da-
ran, dass die Frage der Weiterbezahlung während dieser Zeit nicht geregelt ist, und 
auch die Frage von Qualifizierungsansprüchen dieses Personenkreises ist nicht bear-
beitet. Deswegen brauchen wir an dieser Stelle rechtliche Regelungen, die es auch er-
möglichen, dass wir wieder mehr Menschen finden, sowohl auf Arbeitnehmer- wie auf 
Arbeitgeberseite, die Verantwortung als Prüferinnen und Prüfer übernehmen.  

Ein weiteres Thema zur Attraktivitätssteigerung ist die Frage des Hochschulzugangs für 
beruflich Qualifizierte. Ich glaube, wir brauchen eine größere Durchlässigkeit der Sys-
teme untereinander. Die Stralsunder Beschlüsse der Kultusministerkonferenz sind da-
bei ein erster, guter Schritt, ein guter Weg; sie müssen jetzt in Baden-Württemberg 
schnellstmöglich umgesetzt werden. Darüber hinaus wäre es aus unserer Sicht aber 
sinnvoll, wenn der fachgebundene Hochschulzugang für beruflich Qualifizierte ohne 
zusätzliche Eignungsprüfung erfolgen könnte. Es wäre auch erforderlich, dass die 
Hochschulen verpflichtet werden, Absolventen der beruflichen Aufstiegsfortbildung ihren 
Kompetenzen entsprechende Studiengänge einzurichten, geeignete Teilzeitstudien-
gänge anzubieten und die im Vorfeld erworbenen Kompetenzen auch anzurechnen. 
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Bei der dritten Frage lautet der Schwerpunkt: Durch welche Maßnahmen kann die Aus-
bildungsreife der Auszubildenden weiter verbessert werden, wie bewerten wir als Ge-
werkschaft die Wirkung des „Bündnisses zur Stärkung der beruflichen Ausbildung in 
Baden-Württemberg“? Weiter wurde gefragt: Gibt es Unterschiede in den 
Abbrecherzahlen, und wie können die Abbrecherquoten weiter gesenkt werden?  

Unsere Handlungsvorschläge für den Übergang von der Schule in den Beruf lauten: Die 
Berufsorientierung in den allgemeinbildenden Schulen muss weiter verbessert und in-
tensiviert werden und sollte auch früher beginnen. Weiter sollte man das regionale 
Übergangsmanagement weiter stärken, denn dort, wo regionale Akteure in Verantwor-
tung treten, schafft man es, mehr Jugendliche in eine Ausbildung zu bekommen. Die 
Wirksamkeit von Maßnahmen zur Berufsvorbereitung muss verbessert werden. Wir 
brauchen eine Verbesserung der Qualität von Maßnahmen im Übergangssystem und 
müssen überprüfen, welche Systeme wirksam sind. Zudem bedarf es einer weiteren 
Professionalisierung des pädagogischen Personals, das sich insgesamt mit diesem 
Thema befasst und das hierfür zur Verfügung steht. 

Bei der Frage der Ausbildungsreife haben wir eine etwas andere Sichtweise, als es 
eben von Frau Rühle dargestellt wurde. Denn ich glaube, dass sich Ausbildungsreife 
unterschiedlich definiert und sich im Lauf der Zeit – auch unter wirtschaftlichen Einflüs-
sen – immer wieder verändert. Als ich vor 20 Jahren eine betriebliche Ausbildung be-
gonnen habe, war es gang und gäbe, dass es in jedem Unternehmen einen zusätzli-
chen theoretischen Unterricht gab. Diesen Unterricht kann man mittlerweile in den Un-
ternehmen mit der Lupe suchen. Nicht einmal mehr in den Großkonzernen findet dieser 
noch statt. 

Deshalb glaube ich, wenn man auch in den Unternehmen wieder mehr auf die Jugend-
lichen eingeht, wieder mehr hinschaut, dann kann das funktionieren. Ich glaube auch, 
dass durch Modelle wie dem Projekt „Integration benachteiligter Jugendlicher in den 
ersten Ausbildungsmarkt“, kurz PIA, und dem Offenburger Modell Jugendlichen eine 
Chance gegeben werden kann. Das Offenburger Modell wird ja am 10. März, also in der 
nächsten Woche, sein Zehn-Jahr-Jubiläum feiern, und zur Geburtstagsfeier sind ehe-
malige Absolventen dieses Modells eingeladen, die mittlerweile Meister oder Techniker 
sind. Auch im Projekt PIA haben wir Meister und Techniker, aber vor allem auch Men-
schen, die in betrieblichen Interessenvertretungen Verantwortung tragen. Das heißt, so 
problematisch können die gar nicht gewesen sein, sonst wären sie nicht dort, wo sie 
heute sind. Ich glaube, mit zusätzlichen Fördermaßnahmen, vor allem sozialpädagogi-
scher Art, kann man die sogenannten nicht ausbildungsreifen Jugendlichen in großer 
Zahl zu klassischer Ausbildung bekommen. 

Das „Bündnis zur Stärkung der beruflichen Ausbildung in Baden-Württemberg“ sehen 
wir vonseiten der Gewerkschaften weiterhin kritisch. Es hat sich gezeigt, dass das 
Bündnis zwar in Nichtkrisenzeiten den einen oder anderen Erfolg erbracht hat – den wir 
auch gar nicht in Abrede stellen –, aber in der jetzigen Krisenzeit ist eben die Zahl der 
Ausbildungsplätze nach unten geschnellt. Deswegen reicht es nicht, wenn man in die-
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sem Bündnis neue Ausbildungsplätze verspricht, sondern es muss um zusätzliche Aus-
bildungsplätze gehen, die auch künftig die Qualifizierung bieten.  

Wenn man in dieses Ausbildungsjahr und in das nächste schauen will, dann ist es viel-
leicht gut, Folgendes zur Kenntnis zu nehmen. Wir haben eine Blitzumfrage bei Betrie-
ben in Baden-Württemberg gemacht, bei Großbetrieben, die mehr als 50 Auszubildende 
einstellen, beziehungsweise bei Maschinenbauern, die mehr als 25 Azubis im Bereich 
der Metall- und Elektroindustrie einstellen. Danach gehen die Zahlen in diesem Ausbil-
dungsjahr im Vergleich zum Vorjahr noch einmal eklatant nach unten. Ich glaube, das 
darf nicht sein. Deswegen muss das Bündnis auf neue Füße gestellt werden, damit 
auch wirklich zusätzliche Ausbildungsplätze zur Verfügung gestellt werden. 

Es ging dann auch um die Frage der Abbrecher und der vorzeitig aufgelösten Ausbil-
dungsverträge. Frau Rühle und ich beziehen uns auf dieselbe Umfrage des BIBB, 
kommen aber zu unterschiedlichen Schlussfolgerungen. Wir sagen, dass die Gründe für 
die Vertragsauflösung durch die Jugendlichen meist in der betrieblichen Sphäre liegen. 
Das heißt, es geht um Konflikte mit Ausbilderinnen und Ausbildern, es geht um die 
schlechte Vermittlung von Ausbildungsinhalten, es geht um ungünstige Ausbildungszei-
ten, und es geht um ausbildungsfremde Tätigkeiten.  

Lassen Sie mich dazu auch noch einmal etwas aus persönlichem Erleben schildern. Ich 
war acht Jahre lang Mitglied im Schlichtungsausschuss der IHK Karlsruhe; das ist der 
Ausschuss, der sich um Streitigkeiten aus den Lehrlingsverhältnissen, den Ausbil-
dungsverhältnissen kümmert. Alle die Gründe, die ich eben aufgezählt habe, wurden 
dort bestätigt, und leider war es so, dass der Großteil der dort verhandelten Fälle aus 
dem Dienstleistungsbereich stammten. Deswegen denken wir, dass wir eine verbesser-
te Ausbildungsqualität in den Betrieben brauchen. Wir brauchen vor allem auch eine 
intensivere Kontrolle durch die zuständigen Kammern, die die Ausbildungsqualität und 
die Ausbildungseignung kontrollieren. Wenn dann Ausbildungsverhältnisse gelöst wer-
den müssen, sollten die Kammern verpflichtet werden, die Betroffenen zu begleiten und 
alles dafür zu tun, dass eine zeitnahe Fortsetzung einer betrieblichen Ausbildung, und 
zwar, wenn möglich, einer dreijährigen oder dreieinhalbjährigen, erfolgen kann. 

Bei der letzten Frage geht es um die Verzahnung zwischen dem Übergangssystem, 
vollzeitschulischen Angeboten und dualer Ausbildung, um die Frage der Anerkennung 
von im Übergangssystem erworbenen Qualifikationen und um die weitere Verzahnung 
dualer Ausbildungsberufe im doppelqualifizierenden Berufskolleg, die auch zur Fach-
hochschulreife führt. Darauf möchte ich nur kurz antworten. Zur Frage der Anerkennung 
von Kompetenzen und der Übergangssysteme gibt es aktuell zwei Modellversuche, 
nämlich einmal das Programm JOBSTARTER CONNECT der Bundesregierung und 
das ECVET-Programm, das die Frage der Anrechnungsmöglichkeiten erforscht. Wir 
warten die Ergebnisse dieser Modellversuche ab und können danach, denke ich, an 
dieser Stelle eine Aussage treffen. 

Zur Frage der Erweiterung des Angebots des dualen Berufskollegs stellen wir fest, dass 
ein weiterer Ausbau aus unserer Sicht sehr sinnvoll und begrüßenswert wäre. Wir stel-
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len aber leider auch fest, dass es in vielen Betrieben eine mangelnde Bereitschaft gibt, 
die Auszubildenden für diese zusätzliche Zeit freizustellen. Deswegen braucht man an 
dieser Stelle klare Regelungen, die den Auszubildenden die Möglichkeit geben, zwi-
schen regulärer Berufsschule und dem dualen Berufskolleg zu wählen. Spannender-
weise hat übrigens auch die OECD nach einer Befragung von Experten das Modell des 
dualen Berufskollegs in Baden-Württemberg als vorbildlich dargestellt und hat dort the-
matisiert, ob man dieses Modell nicht bundesweit ausweiten könnte. Die Ergebnisse der 
Befragung durch die OECD im Einzelnen kenne ich noch nicht, denn diese Befragung 
war erst vor etwa einem Monat. Ich denke, dass man an dieser Stelle weiterarbeiten 
muss, dass man dort aber die rechtlichen Voraussetzungen schaffen muss. Dazu ge-
hört, dass die Fachhochschulreife auch in Zukunft den Stellenwert behält, den sie heute 
hat, und dazu gehört auch, dass es mit Fachhochschulreife eine Zugangsmöglichkeit 
zur dualen Hochschule gibt. 

Ich danke sehr für Ihre Aufmerksamkeit, und ich stehe jetzt selbstverständlich für Fra-
gen zur Verfügung. 

(Beifall) 

Vorsitzende Andrea Krueger : Vielen Dank, Herr Sambeth. Wir treten in die Fragerun-
de ein. Zunächst Herr Kollege Bayer, bitte. 

Abg. Christoph Bayer  SPD: Herr Sambeth, meine erste Frage bezieht sich auf die In-
tegration benachteiligter Jugendlicher in den ersten Arbeitsmarkt. Da haben Sie ja spe-
zifische Erfahrungen mit dem Modellprojekt PIA und insbesondere mit dem Offenburger 
Modell. Meine Frage lautet: Was müsste an Rahmenbedingungen geschaffen werden, 
damit das erstens branchenübergreifend und zweitens flächendeckend realisiert werden 
könnte?  

Meine zweite Frage: Sie haben in Ihren mündlichen Ausführungen darauf nicht abgeho-
ben, aber in Ihrem schriftlichen Handout haben Sie das Stichwort integrierte Ausbil-
dungsstatistik als eine Möglichkeit ausgeführt, auch Basisinformationen als Entschei-
dungsgrundlage zu haben. Sie sprechen in Ihrem Papier Nordrhein-Westfalen an. Wel-
che Effekte hat eine integrierte Ausbildungsstatistik, und ist das für Baden-Württemberg 
anzustreben? 

Sv. Herr Sambeth : Zur ersten Frage: Ich glaube, wir können an der Stelle nicht mit 
Modellversuchen der Begleitung weitermachen. Deswegen wäre dies vielleicht ein Vor-
schlag: Wir haben ja im Bereich der Berufsförderung die ausbildungsbegleitenden Hil-
fen, die die Arbeitsagenturen zur Verfügung stellen. Die ausbildungsbegleitenden Hilfen 
beziehen sich zurzeit erstens nur auf fachliche Qualifikation oder fachliche Begleitung 
und greifen zweitens erst dann, wenn der Extremfall schon eingetreten ist; das heißt, 
wenn schlechte Schulnoten oder Ähnliches da sind. Hier lautet der Vorschlag, die aus-
bildungsbegleitenden Hilfen, die im SGB geregelt sind, an dieser Stelle auszubauen, 
um so zu ermöglichen, dass darüber nicht nur fachliche, sondern auch sozialpädagogi-
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sche Betreuung gesteuert werden kann und dass nicht immer erst der Notfall eintreten 
muss, das Kind schon in den Brunnen gefallen ist, die schlechten Noten da sind, son-
dern dass Betriebe mit entsprechenden Begründungen die ausbildungsbegleitenden 
Hilfen für Jugendliche im sozialpädagogischen Bereich und auch im fachlichen Bereich 
schon im Vorfeld zur Verfügung stellen können. 

Jetzt zur integrierten Ausbildungsstatistik: Ich glaube, es gibt auf jeder Ebene, auf der 
man über Ausbildungsplätze und über Ausbildungsstatistik diskutiert, als Erstes immer 
den Streit um die Zahlen. Dieser Streit bringt an dieser Stelle niemanden weiter. Dieser 
Streit wird mit so etwas wie einer integrierten Ausbildungsstatistik zwar nicht ganz weg 
sein, aber ich denke, wir haben dann eine Klarheit bei den Zahlen, wir haben eine Zu-
sammenführung der Zahlen. Diese Meinung vertrete nicht nur ich, sondern wir sind an 
dieser Stelle auch im Landesausschuss für berufliche Bildung zu der mehrheitlich ge-
tragenen Auffassung gekommen, dass die Einführung der integrierten Ausbildungssta-
tistik in Baden-Württemberg sinnvoll und hilfreich wäre. Deswegen glaube ich, dass wir 
hier einfach zu einer ehrlicheren Debatte kommen müssen, die uns insgesamt auch in 
der Planung weiterführen wird. 

Abg. Siegfried Lehmann  GRÜNE: Herr Sambeth, Ihnen muss ich natürlich eine ande-
re Frage stellen als Frau Rühle, weil die Abbrecherquote im Bereich der Metall- und 
Elektroberufe nur 1,7 bis 3,0 % beträgt. Von daher ist da eine ganz andere Gemengela-
ge. Wir müssen aber auf der anderen Seite feststellen, dass in den letzten 20 Jahren im 
Gegensatz zu dem Bereich, den Frau Rühle hier vertritt, die Anzahl der Ausbildungs-
plätze drastisch zurückgegangen ist. Sie haben es ja auch noch einmal erwähnt, dass 
sich dieser Trend weiter fortsetzt. 

Welche Schlussfolgerung ziehen Sie eigentlich daraus? Was muss sich innerhalb der 
für Baden-Württemberg bedeutenden Metall- und der Elektrobranche intern in der dua-
len Ausbildung ändern, damit die hohe Qualität auch dazu führt, dass die Betriebe viel-
leicht auch wieder eine höhere Anzahl von Ausbildungsplätzen zur Verfügung stellen? 
Was muss sich da ändern? 

Daran anschließend ein zweiter Fragenkomplex: Wir haben ein Übergangssystem auch 
aufgrund der Mangelsituation, aber es wird ja auch gesagt, die jungen Leute würden 
nicht die entsprechende Qualifikation für eine Ausbildung mitbringen. Ist es nicht erfor-
derlich – ich frage das, weil das aus Ihren Unterlagen nicht hervorgeht –, dieses Über-
gangssystem aufzulösen und in anerkannte Qualifikationen oder zumindest Teilqualifi-
kationen zu integrieren und das auch in die berufliche Bildung mit einzubeziehen? 

Sv. Herr Sambeth : Was muss sich in der dualen Ausbildung ändern? Ich glaube, es ist 
nicht das Problem, dass sich im System der dualen Ausbildung etwas ändern muss, 
sondern ich glaube, es muss sich vielmehr in den Köpfen etwas ändern. Viele Unter-
nehmen greifen auf Fachkräfte auf dem Markt zurück und können so ihren Bedarf teil-
weise immer noch decken, ohne selbst in die Verantwortung zu kommen. Das ist das 
Erste. 
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Das Zweite ist, dass sich Ausbildung verändert hat, dass sich Strukturen verändert ha-
ben. Wir stellen fest, dass immer mehr Unternehmen die Frage der dualen Ausbildung 
hin zur dualen Hochschule bzw. zur ehemaligen Berufsakademie verschieben. Viele 
Unternehmen orientieren sich bei der Frage der Ausbildungssystematik und der Ausbil-
dungspraxis immer noch nicht an ihrem langfristigen und mittelfristigen Bedarf, sondern 
denken immer noch sehr kurzfristig. Das merkt man auch, wenn man betrachtet, wie 
sich die Ausbildungszahlen dieses Jahr entwickelt haben und nächstes Jahr entwickeln 
werden. Deswegen haben wir als Gewerkschaft an dieser Stelle ein Modell der gesetz-
lichen Umlagefinanzierung gefordert bzw. haben wir in Baden-Württemberg versucht, 
eine Lösung darin zu finden, das auf tarifvertraglicher Ebene zu klären. Beides war lei-
der nicht möglich. Aber in der Verantwortung von uns allen müssen wir alles dafür tun – 
dies auch mit Blick auf die Prognos-Studie –, an dieser Stelle die duale Ausbildung wei-
ter auszubauen. Wir sind immer noch dafür, das über eine gesetzliche Klärung hinzu-
bekommen, aber dann, wenn dies nicht möglich ist, das über Branchenlösungen her-
beizuführen. 

Dann zum Übergangssystem und zur Frage der Anerkennung von Teilqualifizierungen: 
Ich glaube, eine umfassende betriebliche drei- bis dreieinhalbjährige Ausbildung erfasst 
ein besseres Bild und versorgt den Jugendlichen mit mehr und umfassenderer Hand-
lungskompetenz. Trotzdem glaube ich aber, dass man darüber reden muss, dass er-
worbene Kompetenzen auf Ausbildung angerechnet werden. Aber wenn man allein 
schon sieht, wie Betriebe heute schon am Anfang einer Ausbildung Ausbildungsinhalte 
und Ausbildung im Vorfeld anrechnen und verkürzen – nämlich sehr selten, eigentlich 
so gut wie nie –, wird klar, dass das ein Problem werden wird. Wenn, dann muss es 
eine verpflichtende Anerkennung geben, sodass nicht der Betrieb entscheiden kann, ob 
anerkannt wird oder nicht, sondern dass dann, wenn eine Kompetenz erworben und 
nachgewiesen wird, diese auch verpflichtend anerkannt wird. 

Herr Dr. Euler : Herr Sambeth, ich habe zwei Fragen. Zum einen: Wir sprechen ja im-
mer davon, dass eine Tendenz der Höherqualifizierung in der Wirtschaft existiert. Die 
Anforderungen an die Beschäftigten steigen. Ich meine, im Zuge dieser Höherqualifizie-
rung steigen auch die Anforderungen an das Ausbildungsniveau, an die Ausbilder und 
natürlich auch an die Ausbildungsbetriebe. Vor diesem Hintergrund könnte sich die 
Qualitätsproblematik, die Sie ja gerade auch in Ihren Untersuchungen, beim DGB und 
bei der IG-Metall, sehr markant herausgehoben haben, möglicherweise noch weiter 
verschärfen. Stimmen Sie mir hierin zu, und, wenn ja, was wäre für Sie die Konsequenz 
daraus? 

Eine zweite Frage spezifisch zur Situation in Baden-Württemberg. Wir haben ja in Ba-
den-Württemberg die Tendenz, dass sich die beruflichen Schulen oder die beruflichen 
Bildungsgänge in der einjährigen Berufsfachschule, im Berufskolleg sehr eng an den 
Inhalten der beruflichen Ausbildungsgänge orientieren, aber dass die Anrechnung bei 
einem möglichen Übergang in eine duale Ausbildung im Grunde sehr unzulänglich ge-
lingt. Welche Ideen hätten Sie, um diese Anrechnungsproblematik zu entschärfen oder 
hier einen Fortschritt zu erzielen? 
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Sv. Herr Sambeth : Zur ersten Frage, dazu, dass die Anforderungen immer höher wer-
den und dass auch die Ansprüche immer höher werden: Ich glaube, mit den neuen Be-
rufsbildern und Zusatzqualifikationen kann man dieser Situation gerecht werden, denn 
damit kann man einerseits den Auszubildenden mit guter Vorbildung, die schneller vor-
wärtskommen, über Zusatzqualifikationen im Laufe der Zeit auch weitere Wege ermög-
lichen, andererseits kann man sich auf diejenigen konzentrieren, die nicht ganz so 
schnell vorwärtskommen – ohne dabei die besseren Auszubildenden zu vernachlässi-
gen. Das heißt, man muss mehr mit Zusatzqualifikationen arbeiten, die auch als Zu-
satzqualifikationen anerkannt werden. 

Bei der Frage der Berufsfachschulen hatte ich gerade schon angesprochen, dass wir 
eine Verbindlichkeit bei der Anrechnung der Zeiten in der Berufsfachschule brauchen, 
eine Anerkennung der dort erworbenen Qualifikationen und Kompetenzen. Dafür brau-
chen wir einen Rechtsanspruch. Es kann nicht in den Händen des Unternehmens lie-
gen, ob es anrechnen will oder nicht. Die Anrechnung muss verpflichtend sein. 

Herr Dr. Ruf : Herr Sambeth, ich habe auch zwei Fragen. Die erste Frage: Sie haben in 
Bezug auf den Unterrichtsausfall von einem strukturellen Defizit gesprochen. Da geht 
es – um das Problem beim Namen zu nennen – im Prinzip auch um Ressourcenaus-
stattung. Hier möchte ich nachfragen, ob Sie Vergleichszahlen aus dem allgemeinbil-
denden Bereich haben und ob es hier aus Ihrer Sicht Handlungsoptionen für die Zeit 
nach 2012, dem Jahr des doppelten Abiturjahrgangs, gibt. 

Dann eine Nachfrage zu dem, was Herr Bayer vorhin schon gefragt hat, nämlich zu den 
Rahmenbedingungen: Angesichts des massiven Aufwands aller Akteure im Rahmen 
des PIA-Projekts möchte ich wissen, was Sie hier von zweijährigen Ausbildungsberufen 
halten ob das nicht insbesondere für diese Zielklientel ein gangbarer Weg wäre. 

Sv. Herr Sambeth : Zum Vergleich mit allgemeinbildenden Schulen möchte ich sagen, 
dass es müßig wäre, jetzt den Streit darüber zu beginnen, in welcher Schulart mehr Un-
terricht ausfällt und in welcher weniger. Ich will jetzt auch nicht anfangen, darüber zu 
reden, wie viel mehr die Gymnasien zur Verfügung haben und inwiefern die Berufsschu-
len an dieser Stelle schlechter gestellt sind. Unser Blickwinkel als Berufsbildner in den 
Gewerkschaften ist der Blickwinkel auf die berufsbildenden Schulen. Da denke ich, 
dass das strukturelle Defizit eine Rolle spielt.  

Ja, ich nehme wahr, dass das etwas mit Ressourcenverteilung zu tun hat. Aber ich 
denke, Baden-Württemberg nimmt für sich in Anspruch, ein Bildungsland zu sein, das 
viel in Bildung investiert und eigentlich auch stolz ist auf diese Bildung. Dann muss man 
hier auch die erforderlichen Ressourcen zur Verfügung stellen und dafür möglicherwei-
se auf andere Dinge verzichten. Aber es ist, denke ich, die Aufgabe der Landespolitik, 
zu entscheiden, an welcher Stelle welche Ressourcen zur Verfügung gestellt werden 
und welche nicht. Ich möchte jetzt nur keinen Vergleich anstellen, bei welcher Schulart 
jetzt mehr Unterricht gegeben wird oder mehr Unterricht ausfällt. Ich glaube, es gibt für 
alles Gründe, und man muss jede Schulart für sich anschauen. 
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Unser Blickwinkel muss auf die berufsbildenden Schulen gerichtet sein. Und da stellen 
wir fest, dass das Unterrichtsdefizit zwar geringer geworden ist, aber immer noch auf 
einem viel zu hohen Niveau ist. Deswegen richtet sich mein Blick an der Stelle auf diese 
Frage. 

Dann hatten Sie den Punkt PIA und zweijährige Berufsausbildungen angesprochen. Ich 
glaube, wir haben mit PIA bewiesen, dass diese Jugendlichen nicht weniger Qualifizie-
rung brauchen, sondern eher mehr Zeit brauchen, mehr Begleitung brauchen. Deshalb 
sind für uns zweijährige Berufe keine Lösung. Jugendliche, die Defizite haben, brau-
chen eben mehr Zeit. Insofern müssten wir hier über eine Ausdehnung der Ausbildung 
nach hinten hin reden. Trotzdem brauchen wir die Kompetenzen dieser Jugendlichen 
später in den Unternehmen und in unserer Gesellschaft. Deswegen sind wir gegen 
zweijährige Berufe. Sie vermitteln unseres Erachtens nicht die Kompetenz, die benötigt 
wird. Wir glauben auch, dass mit entsprechender Begleitung – das hatte ich gerade als 
Beispiel genannt –, mit den ausbildungsbegleitenden Hilfen, die klassische, normale 
Ausbildung gemacht werden kann, die dann auch die Qualifikationen vermittelt, die in 
der Zukunft benötigt werden. 

Abg. Nicole Razavi  CDU: Bei den zweijährigen Ausbildungen möchte ich noch einmal 
nachhaken. Herr Sambeth, ich denke, unser gemeinsames Anliegen ist es, vor allem für 
schwächere Jugendliche Chancen in Ausbildung und Beruf zu schaffen, damit diese 
auch ein Leben lang eine berufliche Zukunft haben. Da tragen wir in Politik, Schule und 
Wirtschaft, in den Betrieben, sicherlich eine gemeinsame Verantwortung. Wenn eine 
zweijährige Ausbildung nicht als – ich nenne es salopp einmal so – verkappte dreijähri-
ge Ausbildung daherkommt, sondern ganz differenziert an den Schwächen und vor al-
lem auch an den Stärken der etwas leistungsschwächeren Jugendlichen ausgerichtet 
ist: Wie schätzen Sie dann eine solche Ausgestaltung ein, und sollte man nicht auch 
angesichts der Möglichkeit, dass sich im Einzelfall nach diesen zwei Jahren ergeben 
könnte, dass der Auszubildende doch die dreijährige Ausbildung hinbekäme und erfolg-
reich abschließen könnte, diese Öffnung beibehalten? Die generelle Ablehnung der 
zweijährigen Ausbildung kann ich nicht ganz nachvollziehen, und ich glaube auch nicht, 
dass wir damit den Leistungsschwächeren einen Gefallen täten. 

Sv. Herr Sambeth : Ich glaube, Ausbildung muss sich immer an der Frage orientieren, 
welche Einsatzmöglichkeiten es später gibt. Wenn wir Berufe schaffen, wie Sie sie ge-
rade beschreiben, dann stellt sich mir die Frage nach der Zukunftsfähigkeit dieser Beru-
fe. Wenn ich mir die Unternehmen anschaue, dann sehe ich diese Arbeitsplätze im Be-
reich der Metall- und Elektroindustrie, für die ich hier sprechen kann, für die Zukunft 
nicht. Wir haben zwar einen Wandel in den unterschiedlichen Unternehmen – in der 
Automobilindustrie geht es teilweise wieder zurück zum Taylorismus – dergestalt, dass 
Anforderungen auch geringer werden. Aber trotzdem wird immer erwartet, dass man 
weiß, was um das Produkt herum passiert. Das kann man nicht in einer „kleinen“ Aus-
bildung vermitteln, in der nur gewisse Teile vermittelt werden. Deswegen glaube ich, 
dass an einer noch weiter reduzierten Ausbildung kein Bedarf besteht.  
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Wir stellen übrigens auch fest, dass die Zahl der zweijährigen Ausbildungsberufe zwar 
vor ein paar Jahren zugenommen hat, dass aber im letzten Jahr in nicht wenigen Aus-
bildungsbetrieben die zweijährige Ausbildung wieder komplett gestrichen wurde, weil in 
der Zukunft für diese Jugendlichen keine Einsatzmöglichkeiten gesehen werden. Und 
wenn man die Einsatzmöglichkeiten nicht hat, dann sollte man diesen Weg auch gar 
nicht erst gehen, weil man damit für diese Jugendlichen die Zukunft verbauen würde. 

Sie haben gefragt: Wenn zweijährige Berufe da sind, müsste man dann nicht die Mög-
lichkeit eröffnen, dass hin zu einem dreijährigen Ausbildungsgang verlängert wird? Ich 
glaube, das findet schon statt, aber es findet immer dann statt, wenn die Arbeitgeber 
das den Jugendlichen zugestehen oder erlauben. Wenn man einen Rechtsanspruch 
formuliert, wenn ein Auszubildender, der eine zweijährige Ausbildung gemacht hat, ei-
nen Rechtsanspruch darauf hat, diese Ausbildung für ein weiteres Jahr fortzusetzen, 
wie es ja im Offenburger Modell erfolgte, dann kann man möglicherweise noch einmal 
über diesen Weg nachdenken. Aber es darf nicht sein, dass es in den Händen der Un-
ternehmen liegt und der Azubi im Prinzip gar nicht die Möglichkeit hat, wirklich eine drei-
jährige Ausbildung zu machen, wenn er es will. 

Abg. Katrin Schütz  CDU: Ich möchte eine Frage zum Thema gestufte Ausbildung stel-
len. Aber zuvor möchte ich kurz widersprechen, weil ich lange Zeit selbst ausgebildet 
habe. Ich habe Verkäufer und Kaufleute im Einzelhandel ausgebildet. Ich habe bewusst 
schwächere Auszubildende zuerst in die eine Sparte genommen und dann aufbauend 
in die weitere. Es gibt also schon Ausbildungsberufe, in denen es durchaus Sinn macht, 
diesen Aufbau zu machen. 

Aber nun zu meiner Frage. Sie haben gefordert, den Hochschulzugang weiter zu öff-
nen. Sehen Sie hier nicht auch die Gefahr, dass man durch die Abwertung des Abiturs 
vielleicht auch zu einem „Hochschulzugang light“ kommt, dass man dann auch einen 
Qualitätsverlust in den Studiengängen hat? Gerade von den FHs höre ich sehr oft, dass 
man doch auch Mathematikkenntnisse haben muss, die vielleicht fehlen, wenn man 
dies hier öffnet. Müssen wir vielleicht eher Alternativen schaffen durch Setzung von 
Qualitätsstandards in der beruflichen Ausbildung und eventuell durch die Vermittlung 
von Zusatzqualifikationen? 

Sv. Herr Sambeth : Zu Ihrer Vorbemerkung: Ich habe immer von der Metall- und Elek-
troindustrie geredet. Ich weiß, dass es im Handel, mit den Verkäufern und den Kaufleu-
ten im Einzelhandel, andere Erfahrungen mit dem zweijährigen und dem 
dreieinhalbjährigen Beruf gibt. Das kann ich an dieser Stelle nicht beurteilen; das ist 
nicht meine Branche. Deshalb erlauben Sie, dass ich an dieser Stelle nur von der Me-
tall- und Elektroindustrie spreche. 

Dann zur zweiten Frage: Ich hatte gesagt, dass wir im Bereich des Hochschulzugangs 
die Hochschulen auffordern müssen, für diesen Personenkreis entsprechende Studien-
gänge zur Verfügung zu stellen und zu entwickeln. Das heißt natürlich auch, dass man 
in den Bereichen, in denen aufgrund des fehlenden Abiturs Defizite vorhanden sind, 
Stoff nachholen müsste. Es ist aber dagegen zu stellen, dass in der beruflichen Ausbil-
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dung viele Kompetenzen erworben werden, die die Abiturienten nicht haben. Deswegen 
denke ich, dass man an dieser Stelle von den Hochschulen einfach mehr Flexibilität 
erwarten muss, um dann auch zu schauen: Wen muss ich an welcher Stelle und in wel-
chen Bereichen stärker fördern, und auf die Nachschulung welcher Fertigkeiten, die die 
betroffenen Personen in ihrer vorhergehenden betrieblichen Ausbildung erworben ha-
ben, kann umgekehrt aber vielleicht verzichtet werden?  

Abg. Siegfried Lehmann  GRÜNE: Meine Frage schließt sich da gleich an. Muss vor 
dem Hintergrund des Europäischen Qualifikationsrahmens und der Diskussion zum 
Thema „Gleichwertigkeit von beruflicher Ausbildung und Allgemeinbildung“ nicht auch 
die Anforderung an die duale berufliche Ausbildung ausgeweitet werden insofern, dass 
eine höhere allgemeinbildende Qualifikation als Anspruch in der beruflichen Ausbildung 
obligatorisch mitgedacht wird und für die Stärkeren dann auch obligatorisch wird? Ich 
denke hier etwa an die schweizerische Berufsmatura.  

Dann eine zweite kleine Frage: Wie stehen Sie zu der Berufsvorbereitung, wie sie hier 
landläufig auch in Baden-Württemberg durchgeführt wird – Berufsvorbereitungsjahr, 
BEJ, VAB? Wäre es nicht sinnvoll, dieses System auch durch berufsqualifizierende 
Elemente zu ersetzen? 

Sv. Herr Sambeth : Zur ersten Frage: Ich glaube, wir haben in Deutschland – insbeson-
dere gilt das für die Menschen, die im dualen System aktiv waren – die Debatte über 
den Europäischen Qualifikationsrahmen lange Zeit verschlafen und sind hier viel zu 
spät eingestiegen. Deswegen haben wir Probleme, unser duales System in diesem 
System wiederzufinden. Es ist irritierend, wenn das Ausbildungssystem, das als eines 
der besten Systeme gesehen wird und das die ganze Welt im Prinzip als Vorzeigeaus-
bildungssystem will, nämlich das duale System, jetzt darum kämpfen muss, in welche 
Stufe dieses Rahmens es eingruppiert wird. Deswegen glaube ich nicht, dass man das 
duale System an dieser Stelle ändern muss. Ich glaube, wir haben viele allgemeinbil-
dende Bestandteile darin. Wieweit die und wo und wie intensiv in den Unternehmen 
vermittelt werden, ist noch einmal eine andere Frage.  

Aber ich glaube, das System stimmt als solches, es geht mehr darum, dem System 
auch den Stellenwert im DQR und im EQR einzuräumen, den es aus Sicht der Betroffe-
nen, aus Sicht der in der Berufsbildung aktiven Menschen auch verdient hat. 

Die letzte Frage betraf die Berufsvorbereitungsmodelle. Ich glaube, man muss alle Mo-
delle mehr auf Berufsorientierung, Handlungsorientierung ausrichten, und dann kom-
men wir wieder zur Frage der Anerkennung. Deswegen muss das ganze Übergangs-
system überarbeitet werden, sodass daraus mehr Kompetenzgewinnung erfolgt und 
damit auch die Qualifikationen erreicht werden, die man später benötigt. 

Vorsitzende Andrea Krueger : Vielen Dank, Herr Sambeth.  

Wir kommen nach dieser Fragerunde nun zum nächsten Vortrag. Ich darf Herrn Profes-
sor Dr. Reinhold Weiß ans Mikrofon bitten. Herr Professor Weiß ist ständiger Vertreter 
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des Präsidenten und Forschungsdirektor des Bundesinstituts für Berufsbildung. Herr 
Professor Dr. Weiß, Sie haben das Wort. 

Sv. Herr Dr. Weiß : Frau Vorsitzende, meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich ha-
be mich gefragt, was ich Ihnen hier noch präsentieren soll, nachdem wir ja schon als 
Bundesinstitut einen umfassenden Fragenkatalog beantwortet haben und ich auf Fra-
gen, die speziell an mich gerichtet waren, bereits schriftlich geantwortet habe. Ich bitte 
deshalb um Verständnis, dass ich jetzt nicht noch einmal die Fragen und die Antworten 
darauf im Einzelnen vortragen werde. Ich denke, dazu liegen Ihnen die Papiere vor. 
Das können wir gegebenenfalls auch im Rahmen der Diskussion später noch vertiefen. 
Ich denke, dass wir Zeit haben werden, entweder hier oder heute Nachmittag im nicht 
öffentlichen Teil, darauf einzugehen.  

Ich möchte lieber noch ein paar grundlegendere Fragen anschneiden. Die Kommission 
beschäftigt sich mit dem Wandel zur Dienstleistungs- und Wissensgesellschaft. Das ist 
in der Tat eine Fragestellung, die die grundlegenden Strukturen des Beschäftigungssys-
tems, aber auch des Bildungssystems berühren. Das, was dort an Veränderungen in 
den Qualifikationsstrukturen ansteht, lässt sich relativ einfach und allgemein beschrei-
ben. Die Fachleute sagen, der Anteil materialbezogener Arbeit geht zurück, der Anteil 
des Umgangs mit Daten, mit Informationen, mit Wissen wird zunehmen. So weit, so gut. 

Das ist aber etwas, was nicht nur auf quasi akademische Berufe oder Berufe, für die 
man Abitur, Fachhochschul- oder Universitätsabschluss haben will, beschränkt sein 
wird. Vielmehr wird und ist das bereits eine Veränderung, die das gesamte Beschäfti-
gungssystem ergreift. Viele Berufstätige mit anerkannter Berufsausbildung werden da-
von betroffen sein und sind davon betroffen. Wenn wir beispielsweise die Strukturen der 
dualen Berufsausbildung betrachten, stellen wir fest, dass der Anteil der Dienstleis-
tungsberufe nicht nur im Beschäftigungssystem, sondern auch konkret im dualen Sys-
tem deutlich angestiegen ist, dass die meisten Auszubildenden heute bereits in Dienst-
leistungsberufen im weitesten Sinne ausgebildet werden. 

Wir sehen, wenn wir uns die Arbeitsstrukturen anschauen, dass beispielsweise produ-
zierende Tätigkeiten und eher dienstleistungsorientierte Tätigkeiten oder Tätigkeiten, 
bei denen es um den Umgang mit Daten und Wissen geht, stärker zusammenwachsen, 
dass produzierende Tätigkeiten im klassischen Sinne heute auch Steuerungswissen 
verlangen, dass Dinge, die früher eher auf Führungsebenen angesiedelt waren, auf 
einmal auch auf der Fachkräfteebene erforderlich werden. 

Nun gibt es eine grundlegende Kontroverse in der Wissenschaft, auch in der Politik da-
rüber, was das für die Qualifikationsstrukturen bedeutet. Es gibt die eine These; hier 
wird behauptet, der Anteil der kognitiven Anforderungen, das Niveau der kognitiven An-
forderungen steige, deswegen Nachfrage nach höherwertigen Qualifikationen, sprich im 
Endeffekt steigender Akademikeranteil, steigender Akademikerbedarf. Wenn wir den 
Studien der OECD folgen, stellen wir fest, Deutschland steht, was den Akademikeranteil 
angeht, im internationalen Vergleich ziemlich weit unten. Dann lautet die Quintessenz 
daraus ganz einfach: Wir brauchen mehr Akademiker. 
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Da ist durchaus etwas dran, aber in dieser Einfachheit möchte ich diese These doch 
sehr deutlich relativieren. Wir haben als BIBB einmal versucht, die Rechnungen der 
OECD nachzuvollziehen und einmal zu schauen, was da eigentlich miteinander vergli-
chen wird. Wenn man das tut, dann stellt man beispielsweise fest, dass die Fortbil-
dungsabschlüsse auf der gleichen Ebene angesiedelt sind wie die Hochschulabschlüs-
se – auf dem Niveau 5 –, dass wir in Deutschland aber gerade im Bereich der aner-
kannten Fortbildungsabschlüsse eine besondere Stärke haben. Die sind sehr viel stär-
ker verbreitet, haben einen höheren Anteil als in vielen anderen Ländern. Wenn man 
weiterhin berücksichtigt, dass die OECD bzw. die amtliche Statistik nur einen Teil dieser 
Fortbildungsabschlüsse tatsächlich dieser Stufe zurechnet, das heißt, ein Großteil der 
Kammerabschlüsse damit gar nicht auf dieser Stufe erfasst wird, wenn man berücksich-
tigt, dass gerade die Absolventen dieser Fortbildung häufig auf Positionen sind, die im 
Ausland üblicherweise von Hochschulabsolventen eingenommen werden – Tätigkeits-
anforderungen ebenso wie Bezahlungsstrukturen sind dort auch durchaus vergleichbar 
–, wenn man auch die demografischen Strukturen berücksichtigt, die unterschiedlich 
sind – wenn man den Anteil der Erwerbstätigen insgesamt und den Anteil der Akademi-
ker betrachtet, dann stehen wir sehr viel günstiger da, als wenn man nur die jungen Ko-
horten nimmt; im Ausland hat eine starke Hochschulexpansion stattgefunden, die sehr 
viel stärker verlief als bei uns, und dadurch werden die Quoten verzerrt –, und wenn 
man schließlich, last but not least, die Struktur der Arbeitsplätze betrachtet und die 
Struktur der Qualifikation, dann stellt man fest: Es gibt in Deutschland, anders als in 
anderen Ländern, ein vergleichsweise gutes Matching zwischen Qualifikationsstruktur 
und Arbeitsplätzen. 

Das führt uns doch dazu – das ist ein Argumentationsstrang –, zu sagen, wir sollten die 
These der Akademisierung durchaus hinterfragen und durchaus die alternativen Wege 
mit im Auge haben und weiterentwickeln, die da lauten: Karriere über betriebliche Aus-
bildung und anschließende Fortbildung. Das nicht zuletzt auch deshalb, weil es dann, 
wenn es um höherwertige Qualifikationsanforderungen geht, natürlich wiederum unter-
schiedliche Argumente gibt. Ein Argument lautet, dass ja nicht nur rein kognitive und 
theoretische Anforderungen in der Wissensgesellschaft gefragt sind, sondern eigentlich 
die Fähigkeit, vorhandenes Wissen anzuwenden, neues Wissen in Arbeitszusammen-
hängen zu entwickeln und umzusetzen. Das ist etwas, was man klassischerweise im 
Studium eigentlich so nicht lernt, was nicht Gegenstand eines Studiums ist, auch nicht 
unbedingt in den berufsorientierten Bachelor-Studiengängen, sondern was viel stärker 
in qualifizierten Arbeitsaufgaben stattfindet. Natürlich nicht in jeder Arbeitsaufgabe; es 
kommt schon darauf an, dass dort auch entsprechende Gestaltungsmöglichkeiten ge-
geben sind, dass entsprechende Anforderungen gestellt werden. 

Wenn man das berücksichtigt, dann, glaube ich, muss die Strategie lauten, dass wir das 
Pfund, das wir in Deutschland haben, nämlich die qualifizierte berufliche Aus- und Wei-
terbildung, weiterentwickeln. 

Aber das heißt nun auch, man kann sozusagen nicht nur am Status quo festhalten, 
sondern man muss sehen, wie man das System auf die künftigen Anforderungen hin 
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anpasst, umstrukturiert. Da spielt natürlich noch – ganz klar – die demografische Ent-
wicklung mit hinein, die man im Auge haben muss. Wir haben ja inzwischen schon den 
Höhepunkt der demografischen Welle bei den Schulabgängerzahlen überwunden. Das 
kommt uns im Moment insofern zugute, als die Ausbildungsplatzsituation etwas ent-
spannt ist. Obwohl die Zahl der Ausbildungsplätze im letzten Ausbildungsjahr noch 
einmal um 50 000 zurückgegangen ist, hat sich die Ausbildungsplatzsituation dadurch 
nicht dramatisch verschlechtert; sie hat sich teilweise sogar verbessert. 

Richtig ist auch, dass die demografische Entlastung, die wir feststellen, die strukturellen 
Probleme am Ausbildungsmarkt, im Ausbildungssystem nicht automatisch lösen wird, 
sondern es wird weiterhin das Problem bleiben, wie man im Ausbildungssystem mit Ju-
gendlichen umgeht, die eher schwächere Leistungen mitbringen, schlechte Schulnoten 
haben, die nur den Hauptschulabschluss haben. Etwa 15 % eines Altersjahrgangs ha-
ben keine abgeschlossene Berufsausbildung. Das ist eine Risiko- und Problemgruppe, 
der man sich im Bildungssystem, in der Bildungspolitik, in der Sozialpolitik viel stärker 
widmen muss. Hier gilt es, diese Jugendlichen auch viel stärker an die duale Berufs-
ausbildung oder überhaupt an eine Berufsausbildung heranzuführen. Unser Petitum 
und unsere Einschätzung ist, dass vor allem auch die Betriebe aufgerufen sind, sich 
hier noch viel stärker zu engagieren.  

Die Kritik an der Ausbildungsreife der Jugendlichen ist sicherlich berechtigt. Auf der an-
deren Seite haben die Betriebe im Regelfall drei Jahre Zeit, um die jungen Leute in das 
betriebliche Gefüge zu integrieren, um Defizite abzubauen, beispielsweise durch Unter-
stützung seitens der BA und ausbildungsbegleitende Hilfen. Die Erfahrung ist – das ist 
nicht nur die Erfahrung des Handwerks; das Handwerk macht das schon seit Langem; 
sondern auch in vielen anderen Branchen –, dass es bei entsprechender Förderung 
und Unterstützung für diese Jugendlichen sehr wohl gelingen kann, einen Teil dieser 
Gruppe junger Menschen, die bislang ohne abgeschlossene Berufsausbildung bleiben, 
die die Ausbildung abgebrochen haben, so zu fördern, dass sie zu einem anerkannten 
Ausbildungsabschluss geführt werden können.  

Der nordrhein-westfälische Sozialminister Laumann bringt in dem Zusammenhang, wie 
ich finde, immer ein sehr schönes Beispiel. Er verweist nämlich darauf, dass die Ju-
gendlichen, die von den Betrieben als nicht ausbildungsreif eingestuft werden, sehr 
wohl zu fast 100 % – so behaupte ich jetzt einmal – mit 18 Jahren oder kurz nach dem 
18. Geburtstag den Führerschein machen. Das ist auch etwas, was nicht so ganz ein-
fach ist.  

(Abg. Heiderose Berroth FDP/DVP: Teamfähigkeit braucht man dafür 
nicht!) 

– Nein, dafür nun gerade nicht, aber in vielen anderen Dingen braucht man auch Team-
fähigkeit. Aber so etwas kann man ja lernen. Die Integration in betriebliche Arbeits-
teams ist da, glaube ich, durchaus geeignet. 
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Das will heißen – Quintessenz –: Es ist durchaus möglich, diese Gruppe so zu fördern, 
und es wäre arbeitsmarktpolitisch, gesellschaftspolitisch verfehlt, wenn man diese Ziel-
gruppe einfach abschreiben und sagen würde: Die sind nicht ausbildungsreif, darum 
sollen sich das Übergangssystem, der Staat, die BA kümmern. Nein, das ist eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe, auch eine Aufgabe für die Betriebe. Aber die Betriebe 
brauchen – ich glaube, das muss man schon ganz klar sagen – in diesem Punkt auch 
Unterstützung. Das können sie nicht allein leisten. Deswegen solche Maßnahmen wie 
die ausbildungsbegleitenden Hilfen. 

Auf der anderen Seite haben wir den Trend zu höherwertigen Schulabschlüssen. Ich 
glaube, das ist ein richtiger Trend; den sollte man in der Bildungspolitik auch nachhaltig 
unterstützen und alle Potenziale der jungen Menschen fördern. Wenn die eben die mitt-
lere Reife oder auch Abitur machen wollen, dann soll man ihnen dazu auch die Mög-
lichkeit geben. Für die Betriebe, für die ausbildende Wirtschaft bedeutet das natürlich, 
sie müssen entsprechend qualitativ hochwertige und attraktive Ausbildungs- und Fort-
bildungsmöglichkeiten für diese Jugendlichen bereithalten, Karrierewege, die den Ver-
gleich mit den Karrierewegen von Hochschulabsolventen durchaus aushalten können. 
Dazu gibt es Möglichkeiten und Modelle. Die Berufsakademie hier in Baden-
Württemberg ist ein klassisches, bewährtes, gutes Modell. Duale Studiengänge – wel-
cher Art auch immer – gehören dazu. 

Daraus muss man dann aber auch in der beruflichen Fortbildung Konsequenzen zie-
hen. Wir haben in der beruflichen Fortbildung, die häufig ja in duale Studiengänge inte-
griert ist oder in diese integrierbar ist, die Situation, dass wir eine Vielzahl von regiona-
len Regelungen haben. Im Berufsbildungsbericht, der in der nächsten Woche bei uns in 
den Hauptausschuss kommt, steht immer so eine Zahl von etwa 3 000 verschiedenen 
Kammerregelungen, regionalen Regelungen, und von ca. 200 Rechtsverordnungen des 
Bundes. Früher war das noch ungünstiger, als es heute der Fall ist. Aber wenn wir da-
ran denken und es politisch wollen, dass Fortbildungsabschlüsse entsprechend so ein-
gestuft werden, wie wir das als Fachleute aus der beruflichen Bildung für richtig halten, 
nämlich auf analogen Stufen wie die Bachelor- und Masterabschlüsse, dann ist diese 
Heterogenität der Fortbildungsabschlüsse ein Hemmnis, weil die Hochschulen und die 
Hochschulvertreter natürlich sagen: Wir kennen die Abschlüsse ja gar nicht, wir können 
sie gar nicht in ihrer Wertigkeit einschätzen. Da, glaube ich, ist die berufliche Bildung 
gut beraten, die Transparenz in diesem Bereich zu verbessern, aber auch eine stärke 
Systematisierung vorzunehmen. Ob das über eine Modularisierung erfolgt, die die Vo-
raussetzung für Anrechnung schafft, oder ob dies auf anderem Wege erreicht wird, 
steht jetzt dahin. Auf jedem Fall besteht hier Handlungsbedarf. 

Das gilt insbesondere auch für die generelle Frage der Durchlässigkeit. Das Thema ist 
hier angesprochen worden. Durchlässigkeit würde ich dann aber nicht nur auf den Zu-
gang zur Hochschule beschränken. Das ist sicherlich ein ganz wichtiger Punkt; die Libe-
ralisierung der Zugangsregelungen, wie sie von der KMK beschlossen worden sind, 
muss in den Ländern umgesetzt werden, auch das ist keine Frage, aber ich glaube, 
damit allein wird man keinen Zustrom zu den Hochschulen auslösen. Insofern habe ich 
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auch gar keine Sorge, dass darunter das Qualitätsniveau leiden würde. Im Gegenteil; 
alle Studien, die wir bislang kennen – dabei sind das natürlich immer relativ kleine 
Gruppen –, zeigen, dass diejenigen, die diesen Weg gehen, durchaus befähigt sind, ihr 
Studium mit guten Ergebnissen abzuschließen, ohne dass das zu qualitativen Beein-
trächtigungen führt. 

Allerdings braucht man für diese Gruppe unter Umständen andere Organisationsfor-
men. Man muss beispielsweise das Studium stärker berufsbegleitend anlegen, damit 
man es ermöglicht, dass Berufstätige neben ihrer Berufstätigkeit ein Studium aufneh-
men können. Da müssen dann die Arbeitgeber bereit sein, beispielsweise partiell Frei-
stellungen zu ermöglichen, da müssen die Hochschulen entsprechende Beratungs-
leistungen anbieten, Brückenkurse anbieten, um für diese Klientel ein Studium über-
haupt möglich zu machen. Denn man muss sich ganz einfach in die Situation dieser 
Menschen hineinversetzen, die möglicherweise schon eine Familie gegründet haben, 
vielleicht Wohneigentum erworben haben, die finanzielle Belastungen dauerhafter Art 
übernommen haben. Die sollen nun auf einmal ihren Job aufgeben, damit auf Verdienst 
verzichten, um zu studieren. Das wird niemand machen. Wenn überhaupt, dann geht 
das nur berufsbegleitend. Dazu gibt es einige Angebote am Markt, die auch sehr stark 
in Anspruch genommen werden. Das heißt, hier gibt es offenbar einen Bedarf, der der-
zeit auch von den regulären Studiengängen und von den Hochschulen nicht vollständig 
abgedeckt werden kann. Dazu gehört dann natürlich auch, dass man das Studium kür-
zer macht, damit es eher bewältigt werden kann. Das will heißen, dass man Leistungen, 
die aus der beruflichen Bildung, insbesondere auch aus der beruflichen Praxis, der be-
ruflichen Fortbildung mitgebracht werden, stärker anrechenbar macht.  

Wir haben im Moment noch die Situation, dass das zwar alles möglich ist und zum Teil 
sogar stattfindet, aber dass es nicht verlässlich ist. Man kann als Bewerber nicht darauf 
vertrauen, dass die Leistungen angerechnet werden, sondern man muss zur Hochschu-
le hingehen, es wird geprüft, und das Ergebnis kann so, es kann aber auch anders aus-
fallen. Das liegt nun einmal in der Autonomie der Hochschule. Das ist auch wohlbe-
gründet, dass das so ist. Aber hier müssen die Hochschulen, glaube ich, viel stärker zu 
pauschalisierten Verfahren der Anrechnung kommen, um von dieser Einzelfallprüfung 
wegzukommen und damit auch einen Anreiz zu setzen und zu zeigen, dass es gewollt 
ist, dass Absolventen der beruflichen Bildung stärker in die Hochschulen überwechseln 
und ein Studium vor allem berufsbegleitender Art aufnehmen. 

Last but not least – ich sehe, ich habe noch eine Minute Zeit; deswegen nur noch ganz 
wenige Anmerkungen – zum Thema Weiterbildung. Ich habe schon etwas zur Struktur, 
zur Systematisierung der Fortbildung gesagt. Ich glaube, dass die Weiterbildung auch 
bildungspolitisch ein ganz wichtiges Handlungsfeld ist und bleiben wird. Die Frage ist, 
was dort seitens des Staates und seitens der Länder gemacht werden kann. Ich meine, 
dass ein ganz wichtiger Ansatzpunkt sein müsste, ein verlässliches Angebot für eine 
Bildungsberatung zu schaffen und zu gewährleisten. Wir haben sehr unterschiedliche 
Strukturen, häufig eine projektfinanzierte Bildungsberatung, die dann angeboten wird, 
solange das Projekt läuft, die aber nicht wirklich dauerhaft ist. Wir haben eine sehr stark 
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trägergebundene und damit interessenbezogene Bildungsberatung, aber keine unab-
hängige Bildungsberatung. Ich glaube, das wäre wichtig. Dazu gehört natürlich nicht 
nur, über das Angebot von Kursen zu informieren, dazu gehört, dass man über Finan-
zierungsmöglichkeiten informiert, über Anrechnungsmöglichkeiten, über Freistellungs-
möglichkeiten und, und, und. Das muss also ein ganzes Spektrum sein, in das man 
auch solche Dinge wie Profiling mit einbezieht, also die Frage: Was kann ich, und reicht 
das, was ich habe, aus, um mich beispielsweise für ein Studium zu bewerben? Da ge-
hört also schon einiges dazu. 

Das Stichwort Qualität der Weiterbildung wäre ein weiteres wichtiges Stichwort. Die 
Systematisierung hatte ich angesprochen. Last but not least gehört natürlich die Finan-
zierung dazu, eine Finanzierung, die auf eine Stärkung der individuellen Nachfrager 
nach Weiterbildung angelegt ist. Ich glaube, dass dies ein wichtiges und richtiges 
Steuerungssystem ist. Die Bundesregierung hat dazu entsprechende Schritte eingelei-
tet mit Bildungssparen, mit Krediten. Das mag vom Volumen her alles noch nicht aus-
reichend sein, aber ich glaube, dass das der richtige Weg ist, der verstetigt werden soll-
te.  

Vielen herzlichen Dank. 

(Beifall) 

Vorsitzende Andrea Krueger : Vielen Dank, Herr Professor Dr. Weiß. Ich denke, Sie 
haben an der einen oder anderen Stelle sehr deutliche Worte gefunden, die die Kolle-
ginnen und Kollegen gleich dazu angeregt haben, sich Fragen für die sich nun an-
schließende Fragerunde zu überlegen. Ich sehe schon eine ganze Reihe von Wortmel-
dungen vorliegen. Ich beginne mit der Kollegin Berroth. 

Abg. Heiderose Berroth FDP/DVP : Herr Professor Weiß, Sie hatten die demografi-
sche Entwicklung angesprochen. Inwieweit gibt es in Ihrem Haus schon Perspektiven, 
wie sich das Angebot an Ausbildungsplätzen entwickeln wird? Da ist ja innerhalb der 
nächsten fünf bis zehn Jahre zu erwarten, dass da zumindest bei uns in Baden-
Württemberg Äquivalenz zwischen Angebot und Nachfrage entsteht. 

Dann komme ich zu meiner zweiten Frage, nämlich zum Thema Ausbildungsreife. Sie 
haben natürlich völlig recht, dass man nicht einfach sagen darf: Die taugen nichts, die 
lassen wir außen vor. Aber je mehr ich mich mit dem Thema befasse, desto öfter frage 
ich mich: Ist es denn richtig, diese Ausbilungsreife dann im Bereich der beruflichen Bil-
dung nachzuholen, oder verschleudern wir da nicht enorme Ressourcen, weil das Gan-
ze, weiter nach vorn gelegt, viel einfacher zu machen wäre, weil das auch die ange-
messene Zeit in der menschlichen Reifung ist? 

Sv. Herr Dr. Weiß : Was die mittelfristige Projektion angeht, so haben wir hier ein öko-
nometrisches Modell, das aber immer nur relativ kurzfristig vorausschaut, also immer 
das nächste Ausbildungsjahr in den Blick nimmt. Das wird im neuen Berufsbildungsbe-
richt nachzulesen sein. Wir erwarten beispielsweise für 2010 aus heutiger Sicht und auf 



– 31 – 

Enquetekommission, „Fit fürs Leben in der Wissensgesellschaft 
– berufliche Schulen, Aus- und Weiterbildung“ 
3. Sitzung, 4. März 2010, Teil I – öffentlich 
EK3P, Wieck/Neil/Lenke 

der Basis dieses Modells einen weiteren Rückgang der betrieblichen Ausbildung in der 
Größenordnung von etwa 20 000 Ausbildungsplätzen.  

Die Prognose, die wir im letzten Jahr für dieses Jahr gemacht hatten, war ziemlich 
punktgenau. Insofern, denke ich, hat das Modell in den letzten Jahren seinen Praxistest 
bestanden, und es spricht einiges dafür, dass es ein Minus geben wird.  

Darüber hinaus ist es natürlich ein ziemliches Vabanquespiel, solche Prognosen des 
Angebots zu machen. Wir machen das dann eher so, dass wir zusammen mit dem IAB 
eine mittelfristige Projektion von Qualifikationsangebot und -nachfrage versuchen. Wir 
haben da auch ein Modell aufgelegt und werden im Laufe des Sommers, denke ich, 
auch mit ersten Ergebnissen aufwarten. Dabei muss man sagen, das Angebot hat na-
türlich etwas mit dem Fachkräftebedarf zu tun und damit mit der Wirtschaftslage. Das ist 
sozusagen der eine Strang, der eine Einflussfaktor. Der andere ist der, dass das Ange-
bot auch immer auf die Nachfrage reagiert. Also, wenn viel Nachfrage da ist, dann set-
zen sich die Verbände, die Kammern, die Arbeitsverwaltung dafür ein, putzen die Klin-
ken und akquirieren zusätzliche Ausbildungsplätze, und wenn keine Jugendlichen da 
sind und Ausbildungsplätze nicht besetzt werden können, geht das Angebot natürlich 
rechnerisch zurück bzw. die Betriebe weichen auf andere Formen der Rekrutierung von 
Fachkräften und deren Einarbeitung aus. 

Was die Ausbildungsreife angeht, haben Sie völlig recht: Das ist eigentlich eine originä-
re Aufgabe der Schule. All das, was wir im Moment machen, ist Reparaturbetrieb. Aber 
nach Lage der Dinge – man kann die Jugendlichen ja nicht einfach sich selbst überlas-
sen – muss es im Moment solche ersatzweisen Maßnahmen geben, um Ausbildungs-
reife zu erreichen. 

(Abg. Heiderose Berroth FDP/DVP: Aber das ist viel aufwendiger!) 

– Das ist viel aufwendiger, und es wäre sehr viel effizienter, wenn ein Großteil dessen 
bereits im Bereich der allgemeinbildenden Schule geleistet würde, wenn Berufsorientie-
rung und die Vermittlung und die Einhaltung von Bildungsstandards auch tatsächlich 
von den Schulen so geleistet würden. Wenn man hier nach Baden-Württemberg blickt, 
dann muss man ja sagen, dass das Niveau hier nach dem, was alle möglichen Studien 
sagen, vergleichsweise gut ist. In anderen Regionen sieht es durchaus schlechter aus. 

Abg. Stefan Teufel CDU : Herr Professor Dr. Weiß, Sie haben das duale System als ein 
wichtiges Pfund bezeichnet, gleichzeitig aber auch dessen Weiterentwicklung ange-
mahnt. Welche drei großen Handlungsschwerpunkte sehen Sie, um im dualen System 
auch international führend bleiben zu können? Wo sehen Sie hier die Weiterentwick-
lungsmöglichkeiten? 

Sv. Herr Dr. Weiß : Hier ist die Durchlässigkeit ein ganz wichtiges Stichwort. Dazu ge-
hört die Verbindung mit der Weiterbildung. Ein zweiter Punkt – den habe ich so nicht 
angesprochen – betrifft etwas, was hier auch schon mehrfach zur Sprache gekommen 
ist, nämlich die Frage der Strukturierung, die Beruflichkeit, also die Interpretation des 
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Berufsprinzips. Vor dem Hintergrund der demografischen Entwicklung gibt es ja das 
Problem, dass die Einrichtung von Fachklassen an den beruflichen Schulen in Zukunft 
in dem bisherigen Umfang nicht mehr möglich ist. Fachklassenbildung ist aber ein wich-
tiges Qualitätskriterium, das von den Betrieben auch gefordert wird. Die Betriebe sind 
auch nicht bereit, ihre Auszubildenden weiter entfernt in berufliche Schulen zu schicken, 
sondern sie wollen die Beschulung möglichst nah am Arbeitsplatz haben. 

Die Möglichkeit, die dazu diskutiert wird – hierzu liegen auch schon entsprechende 
Konzepte vor –, besteht darin, dass man die Vielzahl der Monoberufe, die wir derzeit 
haben, zu Berufsgruppen zusammenfasst, mit gemeinsamen Kernqualifikationen und 
einer darauf folgenden Differenzierung nach Fachrichtungen und Spezialisierungen. Ich 
glaube, das wird das Modell der Zukunft sein müssen. Aber da ist noch viel zu tun. Wir 
haben damit noch gar nicht wirklich angefangen, sondern jedes Neuordnungsverfahren 
läuft eigentlich immer noch nach der klassischen Manier: Die Sozialpartner haben sich 
meist innerhalb einer Branche auf einen bestimmten Beruf geeinigt oder auf die Novel-
lierung eines Berufsbilds, und die benachbarten Branchen und die Verbindungsmög-
lichkeiten bleiben bei dem Verfahren, wie wir es bisher praktizieren, meist doch außen 
vor. Da muss man also sehen, wie man auch im Vorfeld viel stärker die Verbindungen 
zwischen den bestehenden oder neuen Berufen herstellt, um zu Berufsgruppen zu 
kommen. 

Als dritter Punkt muss die Heterogenität der Zielgruppen in den Blick genommen wer-
den. Es geht darum, dass auf der einen Seite Jugendliche mit schwachen Leistungen in 
das duale System zu integrieren sind, während auf der anderen Seite Abiturienten oder 
Studierende in dualen Studiengängen in das duale System einzubinden sind. Auf diese 
Heterogenität braucht man Antworten. Die Antworten haben die Unternehmen entwi-
ckelt, das werden aber sehr differenzierte Antworten sein.  

Zum Stichwort zweijährige Berufe nur so viel: Wir haben ja in den vergangenen Jahren 
aufgrund von Weisungen neue zweijährige Berufe geschaffen; die gehören sicherlich zu 
einem solchen differenzierten System dazu. Allerdings ist entscheidend, dass da wirk-
lich Bedarf besteht. Im Bereich Verkäufer und Einzelhandelskaufmann ist das, glaube 
ich, unstreitig. Das Berufsfeld Einzelhandelskaufmann, Verkäufer ist insofern ein gutes 
Beispiel, weil wir da das Anrechnungsmodell haben und, weil die ersten beiden Ausbil-
dungsjahre komplett identisch sind, die Möglichkeit besteht, diese automatisch und oh-
ne Probleme anzurechnen. Das ist aber nicht bei allen zweijährigen Berufen der Fall. 
Ein ganz wichtiges Petitum wäre also, Durchlässigkeit auch in Richtung dreijähriger Be-
rufe schon im Ordnungsverfahren zu gewährleisten. Da wird man dann durchaus man-
che der neu geschaffenen zweijährigen Berufe kritisch beurteilen müssen. 

Abg. Christoph Bayer  SPD: Herr Professor Weiß, noch einmal zur originären Aufgabe 
der Schule, wie Sie es eben formuliert haben. Auf die Frage, was ein modernes Schul-
wesen im allgemeinbildenden Bereich leisten sollte, um dem Anspruch gerecht zu wer-
den, sagten Sie ganz am Anfang einen einzigen Satz: Das Schulwesen muss möglichst 
alle Schülerinnen und Schüler befähigen, mindestens einen Hauptschulabschluss zu 
erwerben. Jetzt ins Konkrete gewendet – wir müssen ja solche Dinge auch landespoli-
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tisch umsetzen –: Heißt das nicht, dass die Schule die Verantwortung für den schuli-
schen Erfolg ihrer Schüler übernehmen muss, respektive dazu auch alle notwendigen 
Ressourcen braucht, mit der Konsequenz, dass auch Finanzierungen für nachgelagerte 
Strukturen – Stichwort Warteschleifen – ins normale Schulsystem integriert werden 
müssten? 

Zur zweiten Frage, zur Förderung von Un- und Angelernten – eine Frage, die uns dau-
ernd und immer wieder beschäftigt –: Sie sagten, es sei eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe, bei der aber die Betriebe sehr wohl in der Pflicht stünden. Meine Frage ist: 
Wie sehen Sie das in der Realisierung? Wie müsste so etwas finanziert sein? Sind aus-
bildungsbegleitende Hilfen hier die Methode der Wahl, und müssten ausbildungsbeglei-
tende Hilfen in der Weise ausgeweitet werden, wie es Herr Sambeth angedeutet hat, 
dass nämlich der sozialpädagogische Teil dann dazugenommen werden müsste? 

Sv. Herr Dr. Weiß : Sie haben völlig recht, ich stimme Ihnen zu. Die Verantwortung liegt 
bei den Schulen. Insofern müssten die Schulen auch entsprechend daran gemessen 
werden, wie sie diesen Auftrag tatsächlich wahrnehmen und ihre Schüler zu diesem 
Abschluss führen. Es gibt ja durchaus Schulen, die das sehr gut schaffen und die nicht 
nur lediglich einen geringen Anteil an Schulabbrechern haben, sondern die zum Haupt-
schulabschluss führen und teilweise sogar auf gute Vermittlungsquoten verweisen kön-
nen, selbst in Regionen, in denen man das vielleicht nicht erwarten würde. Diese Bei-
spiele zeigen: Man darf als Schule, als Schulleitung, als Lehrerschaft den Kopf nicht in 
den Sand stecken, sondern es gibt Möglichkeiten. Aber dazu braucht man entspre-
chende Unterstützung auch durch Partner in der Wirtschaft, über die Arbeitsverwaltung. 

Des Weiteren müsste man etwas machen, was beispielsweise die Weinheimer Initiative 
propagiert, also eine Art regionales Übergangsmanagement. 

Dann gehört dazu, dass solche Dinge, die jetzt im Rahmen der Berufsvorbereitung 
nachgelagert werden, möglichst auch schon im Bereich der allgemeinbildenden Schu-
len angesiedelt werden, unter Umständen durchaus auch unter Nutzung von Freizeit. 
Das kann nicht alles sozusagen auf Kosten der Allgemeinbildung gehen. Aber die Er-
fahrung mit solchen Modellen ist eigentlich die, dass das für die Jugendlichen sehr mo-
tivierende Wirkungen hat, weil sie über solche berufsvorbereitenden Angebote, wo auch 
immer – in Ausbildungsstätten, in Betrieben –, auf einmal mitbekommen, wozu es ein-
fach wichtig ist, dass man auch etwas im Bereich Orthografie und Grammatik weiß, 
dass man das anwenden kann, dass man Kopfrechnen kann, dass man im Umgang mit 
Kollegen, mit Kunden in einer bestimmten Weise auftritt. Das lernen die, und das hat 
bei vielen Jugendlichen sehr motivierende Wirkungen und führt dann nicht zuletzt auch 
dazu, dass sich die Chancen auf einen Ausbildungsplatz deutlich verbessern. Diese 
Warteschleifen sollten also nach Möglichkeit integriert werden. Das wäre aus meiner 
Sicht ein sinnvoller Weg. 

Was die Un- und Angelernten angeht, so habe ich über diese Thematik weniger ge-
sprochen. Da muss man ja dann berücksichtigen, dass das Beschäftigte sind, Erwerbs-
tätige, Menschen, die in einem Erwerbsverhältnis stehen. Da haben wir das Problem, 
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dass die Qualifizierung in einer Art und Weise erforderlich wird, die im Rahmen des Be-
schäftigungssystems so kaum noch zu leisten ist. Man muss die Leute ja dann freistel-
len, man muss für die irgendwo den Unterhalt sichern. Das Modell WeGebAU der BA ist 
ein sehr sinnvolles Modell. Anfangs gab es große Anlaufschwierigkeiten, inzwischen 
scheint sich das herumgesprochen zu haben und auch von der Administration her leich-
ter durchsetzbar zu sein. Also in dem Sinne wäre zu verfahren. Flankierend können hier 
natürlich tarifvertragliche Regelungen sein, nach denen man den Betroffenen auch ent-
sprechende Freistellungen gewährt, um Qualifizierung zu ermöglichen. Auch der Er-
werb von anerkannten Teilqualifikationen wäre hier ein Stichwort. 

Was die jungen Menschen angeht, so sollte die Förderung über ausbildungsbegleitende 
Hilfen in der Tat – darin stimme ich Herrn Sambeth zu – nicht nur auf die fachlichen 
Kompetenzen beschränkt sein, sondern durchaus das Verhalten einbeziehen. Und 
dann sind wir bei der sozialpädagogischen Betreuung. 

Abg. Gerhard Kleinböck SPD: Herr Professor Weiß, Sie haben in Ihrer schriftlichen 
Ausarbeitung von der Forderung nach wohn- und arbeitsortnaher Beschulung der Aus-
zubildenden geschrieben – bei rückläufigen Schülerzahlen. Wir haben ja gerade vorher 
von Ihnen gehört, dass das ein Problem ist, bedingt dadurch, dass wir so viele Ausbil-
dungsberufe haben. Mich interessiert in dem Zusammenhang die Frage, welche Bedeu-
tung Sie in diesem Kontext dem virtuellen Lernen beimessen. Das ist meine erste Fra-
ge. 

Meine zweite Frage bezieht sich auf Ihre Einschätzung, dass die 
Ausbildereignerverordnung ausgesetzt wurde. Welche Konsequenzen ergeben sich 
daraus für die Berufsausbildung? 

Sv. Herr Dr. Weiß : Zum ersten Punkt: Klare Zustimmung. Ich glaube, Fernunterricht – 
das können Sie auch virtuelles Lernen nennen – wäre eine sehr sinnvolle Möglichkeit, 
eine Beschulung oder eine Unterrichtung der Auszubildenden sicherzustellen. Das 
Problem ist nur, dazu brauchen Sie, damit das kostengünstig durchgeführt werden 
kann, größere Teilnehmergruppen. Wenn Sie größere Teilnehmergruppen haben, dann 
können Sie auch wiederum Fachklassen einrichten. Das Problem ist also noch nicht so 
ganz gelöst, und man muss dann natürlich auch wissen – das ist ganz klar –, dass es 
bei diesem Thema erhebliche Bedenken bei der Lehrerschaft gibt, die befürchten muss, 
dass dann auch Lehrerstellen gestrichen werden, wenn die Beschulung über Fernunter-
richt oder wenn Teile des Unterrichts über Fernunterricht abgedeckt werden. 

Was die AEVO angeht, haben wir als BIBB die Aussetzung evaluiert. Das Ergebnis 
lässt sich kurz zusammenfassen: Die Hoffnung, dass dadurch zusätzliche Ausbildungs-
plätze geschaffen werden würden, hat sich kaum bestätigt. Es lässt sich ein gewisser 
Effekt argumentativ ableiten, aber der war nicht wirklich überzeugend. Die Konsequen-
zen für die Qualität waren allerdings durchaus erkennbar und haben dann ja auch den 
Verordnungsgeber, auch den Hauptausschuss, letztlich überzeugt, die AEVO in einer 
modifizierten Form wieder einzusetzen. Damit sind natürlich die qualitativen Probleme 
der Ausbildertätigkeit noch nicht gelöst und behoben. Die AEVO ist ja wirklich nur ein 
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Mindestprogramm. Man muss ja dann vor allem an die ausbildenden Fachkräfte den-
ken. Die ausbildenden Fachkräfte sind eigentlich diejenigen, die den größten Teil der 
Ausbildung leisten, und bei denen stellen wir bislang überhaupt keine formalen Qualifi-
kationsanforderungen an ihre Ausbilderfähigkeit. 

Ich glaube auch nicht, dass man da im Moment mit gesetzlichen Regelungen aufwarten 
sollte, aber Qualifizierungsangebote müssten für diesen Kreis entwickelt werden. Ich 
sehe auch durchaus, dass die Betriebe ein Interesse daran haben, da stärker tätig zu 
werden. Denn die müssen ein Interesse daran haben, dass die Abbrecherquoten sin-
ken, und sie müssen ein Interesse daran haben, dass sie Auszubildende bekommen. 
Die Auszubildenden werden in den nächsten Jahren in eine Situation kommen, dass sie 
viel stärker auswählen können. Also müssen die Betriebe im Wettbewerb mit anderen 
Ausbildungsberufen, anderen Branchen ihre Ausbildung präsentieren. Da werden sie 
einiges aus eigener Initiative in die Qualität investieren. Dazu gehört insbesondere auch 
die Investition in die ausbildenden Fachkräfte. 

Wir als BIBB haben im letzten Jahr darüber hinaus zwei Fortbildungsordnungen im Be-
reich der Ausbildung für qualifiziertes Ausbildungspersonal in Führungsfunktionen ge-
schaffen. Auch das ist ein Weg, der gegangen werden muss. Aber die Fortbildungsord-
nung ist das eine, die Inanspruchnahme und die entsprechende Vorbereitung auf die 
Prüfung ist das andere. Da wird man abwarten müssen, wie diese Fortbildungsordnun-
gen vom Markt angenommen werden. 

Abg. Siegfried Lehmann  GRÜNE: Herr Professor Weiß, Sie haben ein beachtenswer-
tes Plädoyer dafür gehalten, dass nicht alle auf die Hochschule gehen, sondern dass 
das duale System und eine verbesserte, systematisierte Weiterbildung, ein Gegenent-
wurf sein könnten. Jetzt haben wir aber die Situation, dass die Eltern hier den Ausbau 
des Hochschulbereichs wollen; auch die Jugendlichen wollen das. Eine hohe Qualifika-
tion und ein Hochschulabschluss sichern heute ja besser vor Arbeitslosigkeit als eben 
eine geringe Qualifikation. Was braucht es an Reformen innerhalb des beruflichen Bil-
dungssystems, auch der Weiterbildung – Sie haben es schon ein bisschen skizziert –, 
um diesen Gegenentwurf – Attraktivität des dualen Ausbildungssystems und der Wei-
terbildung – zu machen? Sie haben hier Monoberufe skizziert und mehr Transparenz 
angemahnt. Wäre die Modularisierung der beruflichen Bildung und der Weiterbildung 
ein Ansatzpunkt, um mehr Transparenz und Verlässlichkeit in einem reformierten Sys-
tem zu bekommen? 

Dann meine zweite Frage: Wir haben es ja immer mehr mit neuen Berufstätigkeiten zu 
tun, bei denen eine duale Ausbildung überhaupt keine Tradition hat. Ich meine damit 
z. B. den Bereich Informationstechnik. Wir werden in Zukunft immer öfter erleben, dass 
es für bestimmte Berufe eigentlich keine klassischen Branchen gibt. Welche Aufgabe 
hat beispielsweise das Land bzw. haben die Berufsschulen, wenn es darum geht, sol-
che Dinge systematischer zu verfolgen und Ausbildung auch in diesen Bereichen anzu-
bieten? 
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Sv. Herr Dr. Weiß : Systematisierung der Fortbildung, damit man auch eine gerechtfer-
tigte Einstufung auf den Niveaustufen des Qualifikationsrahmens hinbekommt und auch 
ein wichtiges Signal für den Arbeitsmarkt und für die Jugendlichen setzen kann. Die 
Jugendlichen können dann sagen: Ja, ich kann diese Qualifikationsstufe auf diesem 
oder aber auf jenem Weg erreichen. Die Wahl muss dann immer noch bei den betref-
fenden Jugendlichen liegen, und letztlich müssen ja auch die Betriebe entscheiden, ob 
sie aus dem Hochschulsektor rekrutieren oder über die duale Berufsausbildung. Aber 
das, was viele Betriebe feststellen, ist, dass sie dann, wenn sie Hochschulabsolventen 
einstellen, doch noch eine relativ lange Phase der Nach- und Einarbeitung haben, und 
dass derjenige, der im dualen System eine Karriere gemacht hat, viel stärker mit den 
betrieblichen Belangen, der Organisation vertraut ist. Das ist das, was Erfahrungswis-
sen ausmacht. Allerdings, klassische duale Berufsausbildung in dreijährigen Berufen 
wird sicherlich nicht die Alternative sein, sondern die Alternative wird sein: entweder 
Aus- oder anerkannte Fortbildung oder Integration der Ausbildung ins duale Studium 
oder duales Studium ohne duale Ausbildung. 

Hier sehen wir eine gewisse Gefahr, dass sich die dualen Studiengänge in Zukunft 
möglicherweise aus dem dualen System verabschieden und die dualen Aus- und Fort-
bildungsberufe gar nicht mehr integrieren, weil damit natürlich ein Ordnungsrahmen 
vorgegeben ist, der bundesweite Geltung beansprucht und diese ja auch besitzt, wäh-
rend häufig aber die kooperierenden Betriebe an dieser Öffnung gar nicht interessiert 
sind. Diese wollen eher betriebsspezifische Modelle haben und verabschieden sich da-
her eher aus solchen dualen Berufen. Das sehen wir mit einer gewissen Sorge. 

Aber generell sind duale Studiengänge ein Weg. Natürlich gehört dann auch zur Sys-
tematisierung, dass man von der Möglichkeit Gebrauch macht, die der Gesetzgeber 
geschaffen hat, anerkannte Zusatzqualifikationen bereits im Rahmen von Neuord-
nungsverfahren zu regeln. Die Regelung gibt es jetzt seit fünf Jahren. In einem einzigen 
Ausbildungsberuf – und das ist nicht gerade ein Massenberuf – ist das bislang umge-
setzt worden. Es gibt erhebliche Bedenken. Wir haben aber über 2 000 verschiedene 
nicht anerkannte, nicht geregelte, wenn auch zertifizierte Zusatzqualifikationen. Auch da 
wäre mehr Transparenz des Systems eine Voraussetzung für Anerkennung und für At-
traktivität.  

Auf die Frage, was das Land tun kann, will ich vielleicht später noch einmal eingehen. 
Ich glaube, das würde jetzt den Rahmen sprengen. 

Vorsitzende Andrea Krueger : Vielen Dank, Herr Professor Weiß. Wir haben ja auch 
später noch Gelegenheit, miteinander zu diskutieren. Für Ihren Vortrag und die Diskus-
sionsrunde zunächst einmal herzlichen Dank. 

Ich darf den Stab jetzt gleich weitergeben an Herrn Professor Dr. Severing. Herr Pro-
fessor Severing ist Geschäftsführer des Forschungsinstituts Betriebliche Bildung und 
außerordentlicher Professor am Institut für Pädagogik der Universität Erlangen-
Nürnberg. Herr Professor Severing, Sie haben das Wort. 
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Sv. Herr Dr. Severing : Guten Tag, sehr geehrte Frau Vorsitzende, meine Damen und 
Herren! Ich will mich in meinem Beitrag gleich mit der ersten sehr globalen Frage be-
schäftigen, die Sie mir gestellt haben: Welche Reformnotwendigkeiten sehen Sie? Ich 
möchte gleich darauf hinweisen, dass es doch eine ganze Reihe von Kolleginnen und 
Kollegen gibt, die überhaupt bezweifeln, dass es in der beruflichen Bildung eine Re-
formnotwendigkeit gibt. Hier klingt ja jetzt alles so – das habe ich aus vielen Beiträgen 
gehört –, als wäre man munter dabei, zu sagen, die Berufsbildung müsse neu aufge-
stellt werden. Wir haben aber viele auch mit institutioneller Macht ausgestattete Exper-
ten, die doch eher sagen, die zaghafte und übrigens nur sehr schwer durchgesetzte 
Reform der Berufsbildung 2005 sei quasi das Ende aller Entwicklungen und die in Erz 
gegossene Vernunft der Berufsbildung. 

Ich meine, es gibt einige Punkte, die uns wirklich dazu bringen müssen, darüber nach-
zudenken, ob wir nicht in relativ kurzer Folge auch zu anderen gesetzlichen Konzepten 
kommen müssen. 

Ein wichtiger Punkt ist dabei: Wir haben auf der einen Seite eine in Deutschland hoch 
bleibende Rate von Menschen, die als An- und Ungelernte aus diesem System heraus-
kommen, die keinen Zugang zur beruflichen Bildung haben. Wir leisten es uns, und 
zwar gleichbleibend über die letzten Jahre, dass wir zwischen 14 und 16 % ohne Be-
rufsabschluss aus dem System entlassen. Auf der anderen Seite haben wir in Deutsch-
land das Problem, dass wir bis 2020 eine Verringerung bei Menschen im Alter von 16 
bis 25 Jahren haben, deren Gruppe wiederum 15 % ausmacht. 15 % junge Menschen 
weniger auf der einen Seite, und auf der anderen Seite 15 % Leute, die wir ohne jeden 
Abschluss entlassen. Diese Schere zwischen Dequalifikation auf der einen Seite und 
demografischer Entwicklung auf der anderen Seite ist natürlich mit Veränderungen im 
dualen System zu beantworten. Wie immer man es anstellt, man kann nicht vertreten, 
dass wir immer auf den Kernbereich der dualen Ausbildung blicken, dass wir sagen, im 
Kern des Handwerks, im Kern der Industrie funktioniert doch die Ausbildung wunderbar, 
und dann darüber das Problem haben, dass wir nicht sehen, wie die Sache an den 
Rändern erodiert, wie wir da Probleme bekommen. 

Ich vertrete daher erst einmal die grundsätzliche These: Es gibt solche Reformnotwen-
digkeiten, und man muss sie beherzter angehen, als dies vielleicht in den letzten Jahren 
geschehen ist. 

Auch dann, wenn wir sehen, dass eine Antwort auf die demografische Entwicklung eine 
Erleichterung der Zuwanderung sein soll, dann müssen wir auch hier wieder sehen, 
dass neben den ohnehin ja nur bescheidenen Zuwanderungsraten die duale Ausbildung 
letztlich nur ein Drittel der Migrantenkinder erreicht. Der Berufsbildungsbericht, der 
demnächst erscheint, wird ausweisen, dass nur ein Drittel der Migranten am Ende einen 
erfolgreichen Berufsabschluss haben werden. Insofern ist hier noch einmal eine ganz 
besondere Zielgruppe, die wir in den Fokus nehmen müssen. 

Jetzt ist eine Frage immer die – sie ist auch hier heute diskutiert worden –, wie das 
Schulsystem selber besser agieren kann, um junge Menschen ausbildungsreif an die 
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nächste Stufe, an die Berufsausbildung, zu übergeben. Es ist sicherlich langfristig auch 
die richtige Strategie, zu sagen, wir müssen die allgemeinbildenden Schulen dazu brin-
gen, dass eine vernünftige Ausbildungsreife erreicht wird. Sicherlich wird es auch dann 
immer so sein, dass der eine oder andere erst nach dem Schulabschluss zur Ausbil-
dungsreife geführt werden kann, aber das ist ja eine sinnvolle Aufgabe, die man natür-
lich auch mit anderen Zielsetzungen im allgemeinbildenden Schulbereich unterlegen 
muss, wo es mehr Transparenz gibt, Benchmarks zwischen Schulen geben muss, die 
erweisen, wie gut sie das hinbekommen, auch mehr Verantwortung in den Schulen un-
ter dieser Zielsetzung.  

Die zweite Seite aber ist – darauf möchte ich hier hinweisen –, dass wir in den nächsten 
Jahren Verbesserungen substantiell und schnell nicht so erreichen werden, dass wir mit 
dem Problem fertig werden, das ich gerade skizziert habe, dass wir möglicherweise auf 
der einen Seite – diese Krise wird nicht ewig dauern – irgendwann einen anwachsen-
den Fachkräftebedarf haben und auf der anderen Seite sehr viele Jugendliche in Über-
gangs- und Wartesystemen geparkt haben, auf die wir nicht mehr zugreifen können, die 
möglicherweise auch individuell, biografisch mit dem Thema Berufsausbildung abge-
schlossen haben, die sich in irgendwelchen Jobs verdingen und für eine qualifizierte 
Tätigkeit in diesem Sinne für uns gar nicht mehr erreichbar sind. Also müssen wir jetzt, 
statt nur auf Reformen im Schulsystem zu warten oder die anzustoßen, auch überlegen, 
wie wir in diesem Bereich der Ausbildung selber bzw. in der Strukturierung der Ausbil-
dung agieren können. Da scheint mir dieses sogenannte Übergangssystem ein ganz 
wesentlicher Bereich zu sein, der heute in einigen Beiträgen auch schon einmal Gegen-
stand der Diskussion gewesen ist. 

Mittlerweile halten sich knapp die Hälfte der Jugendlichen irgendwann im Übergangs-
system auf, in einem System, das ursprünglich einmal – das sieht man seinen Formen 
noch an – dafür gedacht war, dass man temporäre Probleme, Passungsprobleme zwi-
schen der Ausbildung in den Schulen und dem Bedarf der Wirtschaft abfedert. Dass 
das temporär gedacht war, sieht man daran, dass es ja gar nicht als Säule im Bildungs-
system verfasst ist, sondern es besteht aus einer Vielzahl von Programmen und Projek-
ten und schleppt dadurch historisch einen unglaublichen Ballast an Unübersichtlichkeit 
mit sich. Da stehen dann in verschiedensten Trägerstrukturen Finanzierungen und alle 
möglichen Maßnahmen nebeneinander. Das ist alles andere als verstehbar und trans-
parent und rührt eben daher, dass niemals irgendjemand geglaubt hat, dass eine so 
große Zahl von jungen Menschen in diesem System anlanden wird. Es ist also niemals 
strukturell darüber nachgedacht worden, sondern es ist immer darüber nachgedacht 
worden, wie man mal wieder alle zwei Jahre mit einem neuen Programm der Bundes-
agentur, mit einer kommunalen Initiative, mit einem Sonderprogramm des BMBF in ir-
gendeiner Weise etwas Gutes tun kann.  

Immer war der Fokus, etwas Gutes zu tun, ja auch berechtigt, und diese einzelnen 
Maßnahmen mögen immer auch einzelnen Jugendlichen geholfen haben. Nur, in der 
Summe ist es so, dass die Experten kaum noch und die Jugendlichen und ihre Eltern 
schon gar nicht mehr verstehen, was in diesem System passiert, und dass vor allem die 
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Wirtschaft nicht mehr weiß, was in diesem System passiert. Damit wird das, was wir auf 
der einen Seite haben, nämlich ein Markenartikel im Bereich der dualen Ausbildung, 
klare, verlässliche Standards, auf der anderen Seite im Bereich dieses Übergangssys-
tems mit einem bunten Durcheinander konterkariert, das für die Absolventen dieses 
Systems diskriminierend wirkt und das dazu führt, dass seitens der Wirtschaft ein gro-
ßes Misstrauen in Richtung all derjenigen besteht, die mit diesem Übergangssystem in 
Berührung gekommen sind. Wenn wir darangehen wollen, in den nächsten Jahren Qua-
lifikationsreserven zu heben, dann ist es das, was wir vor allem angehen müssen. Diese 
Qualifikationsreserven sind im Moment im Übergangssystem geparkt. Da haben wir sie, 
und da müssen wir sie abholen. 

Was heißt das strukturell? Wie müssen wir damit umgehen? Ich denke, das Wesentli-
che ist erst einmal, dass wir in den vergangenen Jahren – zum Teil berechtigt, zum Teil 
aber auch aus legitimatorischen Gründen – immer vertreten haben, dass derjenige, der 
keinen Zugang zur beruflichen Ausbildung hat, möglicherweise nicht ausbildungsreif ist. 
Man hat sehr schnell und leichtfertig dann immer auch gesehen, dass der, der vom 
Markt benachteiligt wird – nach der Logik, dass der Markt meist recht hat –, dann ja 
wohl nicht die nötige Reife hat. Damit sind sowohl Jugendliche, die diese Ausbildungs-
reife tatsächlich nicht haben – die es sicherlich in hoher Zahl geben wird –, wie auch 
Jugendliche, die nur marktbenachteiligt sind, die also das Pech haben, in der falschen 
Region oder mit dem falschen Berufswunsch anzutreten, quasi unter förderrechtlichen 
Gesichtspunkten in den einen großen Topf geworfen worden, ganz ununterscheidbar. 
Ich denke, das ist erst einmal das erste wesentliche Moment bei einer Reform an die-
sem Punkt. 

Wir müssen dahin kommen, dass wir die Jugendlichen, die nur marktbenachteiligt sind, 
die also unter normalen Umständen jederzeit eine Ausbildung hätten anfangen können, 
und vielleicht, wenn sich die demografische Entwicklung so fortsetzt, in einigen Jahren 
auch wieder eine Berufsausbildung beginnen können, von denen trennen, die eine be-
sondere Unterstützung brauchen. Das heißt also, wir müssen im Übergangssystem eine 
Redualisierung einführen, wir müssen dahin kommen, dass wir, wenn der Staat schon 
antritt und sagt, er fördert Ausbildung, eben nicht Warteschleifen finanzieren, sondern 
die ersten Elemente einer Ausbildung, die ganz normale Ausbildung, im Übergangssys-
tem mitfinanzieren und durchführen.  

Dies kann etwa in der Weise geschehen, dass für marktbenachteiligte Jugendliche ganz 
klar Ausbildungsinhalte, Elemente von Ausbildung, Ausbildungsbausteine, Module – wie 
immer man es nennen möchte – dann auch im Übergangssystem absolviert werden, 
sodass ein Jugendlicher nach den gleichen Qualifikationsstandards, nach den gleichen 
Richtlinien, mit den gleichen Anforderungen bestimmte Elemente einer Berufsausbil-
dung, öffentlich finanziert, mit entsprechender Unterstützung absolvieren kann. Damit 
würde sich die Möglichkeit ergeben, dass solche Jugendlichen über am Arbeitsmarkt, 
bei den Personalern, bei den Ausbildern bekannte Teile einer Ausbildung verfügen. 
Dann haben sie wenigstens Teile dieses Markenartikels Ausbildungsabschluss erwor-
ben und können dann in anderer Weise einmünden, können in einer verlässlicheren 
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Weise ihre Qualifikationen nachweisen. Dazu zählt natürlich auch, dass nach Möglich-
keit diese öffentlich geförderte Ausbildung, die in Teilen etwa im ersten Ausbildungsjahr 
passiert, auch individuell zertifiziert wird. 

Das erwähne ich deswegen besonders, obwohl es eigentlich für jeden selbstverständ-
lich ist, weil wir da im Moment die größten Widerstände haben. Viele Vertreter der Insti-
tutionen, die mit der Pflege der Ausbildung befasst sind, sehen die große Gefahr, dass 
dann, wenn Zertifizierungen im Übergangssystem erfolgen, die hinterher auch auf eine 
Ausbildung anrechenbar sind, womöglich das Ausbildungssystem selber erodiert, sich 
nach unten öffnet, der Status, die Qualität des Facharbeiters in irgendeiner Weise be-
einträchtigt wird. 

Ich meine, das ist eine etwas kurzsichtige Politik. Das ist eine Politik, mit der man quasi 
den Status der Facharbeit und des Berufsbildungssystems damit erhält, dass man im 
Einstieg einen großen Teil der Jugendlichen heraushält und deklassiert. Das kann nicht 
der richtige Weg sein. 

Wir müssen also dahin kommen – dazu braucht es auch etwas mehr Reformwillen bei 
manchen der beteiligten Institutionen in diesem Feld –, dass wir Jugendlichen, die nur 
im Markt benachteiligt sind, Zertifikate ermöglichen, mit denen sie in einer klaren Weise 
nachweisen können, dass sie bestimmte Ausbildungselemente erworben haben. Das 
muss auf eine Endprüfung anrechenbar sein und darf dann nicht nur ad libitum der Be-
triebe zu einer Verkürzung führen oder auch nicht. Das ist, meine ich, ein erster und 
ganz wesentlicher Punkt in diesem Feld. 

Ein weiterer Punkt ist, dass wir natürlich immer Jugendliche haben werden, die nicht 
ausbildungsreif sind. Das sei ganz unbestritten. Natürlich kommt das daher, dass wir in 
vielen Familien eine schwierige soziale Lage haben, dass wir viele Jugendliche mit 
mangelhaften Sprachkenntnissen haben. Aber wir dürfen jetzt keinesfalls sagen: Bei all 
denjenigen, die im Moment, in dieser schwierigeren Zeit auf dem Arbeitsmarkt nicht zu 
einer Ausbildung kommen, liegt das nur daran, dass die Nachfrage der Betriebe rück-
läufig es. Nein, es gibt da wirklich berechtigte Klagen vieler Betriebe. Aber auf der ande-
ren Seite braucht es für diese Jugendlichen dann eben auch im Übergangssystem – 
das sie individuell fördert; dieser Teil der Jugendlichen wird dort nicht mit Ausbildung 
versorgt, sondern ihnen wird erst einmal Ausbildungsreife vermittelt – eine klare An-
schlussperspektive. Auch da müssen wir dahin kommen, dass wir nicht quasi ein Mä-
andern in Maßnahmen haben. Es darf nicht dabei bleiben, dass Jugendliche einmal die 
eine und dann die andere Maßnahme haben, dass sie von einem Förderer und Kosten-
träger zum nächsten wechseln. Da muss es klare vertikale Strukturen geben, die den 
Jugendlichen bei Erfolg auch eine verbindliche Perspektive zum Übergang in eine Aus-
bildung – sei sie dual-betrieblich oder sei sie öffentlich gefördert – ermöglichen. 

Das sind für mich erst einmal wesentliche Elemente, die sich wirklich darauf beziehen, 
das Übergangssystem anschlussfähig an eine duale Ausbildung zu machen. Denn, wie 
gesagt, da liegen die Qualifikationsreserven, die wir nutzen könnten; da parken wir im 
Moment Leute, ohne dass diese Investitionen – die ja erheblich sind; dabei geistern 
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immer wieder Zahlenangaben in einer Größenordnung von 5,3 Milliarden bzw. 
3,8 Milliarden € herum – Früchte tragen würden. Es ist nicht zu wenig Geld im System, 
aber das Geld wird unsystematisch verteilt. 

Dann haben Sie eine zweite Frage gestellt, zu der auch ich mich äußern möchte, näm-
lich zu den zweijährigen Ausbildungsberufen. Inwieweit können zweijährige Berufe für 
schwächere Jugendliche auch entlastend wirken? Inwieweit können zweijährige Berufe 
dazu führen, dass der Übergang in Ausbildung leichter gelingt? Diese Debatte über 
zweijährige Berufe ist ja von erheblichen Diskussionen begleitet, die nicht allein daher 
rühren, dass die Ausbildungszeit in jedem Beruf unbedingt dreieinhalb Jahre dauern 
muss. Es gibt viele Berufe, auch im Handwerk, in denen zu Recht nicht immer völlig klar 
ist, warum die entsprechende Ausbildung dreieinhalb Jahre dauern soll. Aber es verbin-
den sich mit der Frage der zweijährigen oder der dreieinhalbjährigen Ausbildungszeit ja 
auch andere Fragen. Damit verbindet sich die Frage, wie die Tarifierung innerhalb der 
Ausbildung ist, ob dann jemand frühzeitig in Beschäftigung geht, und damit verbindet 
sich auch die Frage, wie jemand hinterher in bestimmten Tarifsysteme, etwa der Indus-
trie, eingestuft wird. Das sind Fragen, die durchaus nicht bloß, wie manchmal der Ein-
druck erweckt wird, mit der Frage zu tun haben, wie viel Ausbildungszeit denn nötig ist, 
um einen Beruf auszuüben. 

Wir haben ja durchaus auch das Phänomen – um diesen Hinweis noch einmal sehr 
deutlich zu geben –, dass wir in verschiedenen Berufen sehr ambitioniert ausbilden, das 
Ausbildungssystem selbst auch eine Barriere für die Jugendlichen darstellt – da werden 
dann Assessments mit einem unglaublichen Aufwand durchgeführt; jemand muss hohe 
Hürden überwinden, um etwa bei Daimler oder bei Porsche einen Ausbildungsplatz zu 
finden –, und hinterher dann eine Überqualifikationsquote haben, die nach Aussagen 
des IAT von 2006 45 % beträgt. Das heißt, 45 % Facharbeiter arbeiten in Positionen, 
die eigentlich für An- und Ungelernte genauso geeignet wären.  

Das heißt also, wir haben einen ganz eigenartigen Mechanismus: Weil es viele Jugend-
liche gibt, sind die Hürden, in die Ausbildung zu kommen, hoch. Man kann ja auswäh-
len, und wer will schon schlechtere nehmen, wenn er andere bekommen kann? Wir ha-
ben dann eine Ausbildung, die manchmal weniger verlangt als das Assessment als Zu-
gangsbedingung, und wir haben hinterher möglicherweise den Einsatz des Mechatroni-
kers am Fließband. Das ist auch nicht immer unbedingt ein Übergang, mit dem Jugend-
liche glücklich werden.  

Insofern ist es vielleicht vernünftig, stärker zum Ausdruck zu bringen: Wir haben Ausbil-
dungsgänge, die den wirklichen beruflichen Anforderungen nicht entsprechen, und das 
sind eben nicht immer nur High-Tech-Anforderungen, sondern es sind durchaus auch 
Anforderungen in den einfacheren Berufen. Da sollte man Menschen, die einfachere 
Tätigkeiten ausüben, den „Rechtsstatus“ des Facharbeiters nicht verweigern. 

Zugleich ist es dann auch nötig – auch das ist heute schon diskutiert worden; da möch-
te ich dem Kollegen von der Gewerkschaft sehr zustimmen –, zweijährige Berufe nicht 
zu einer Sackgasse zu machen, sondern Durchstiegsmöglichkeiten zu eröffnen, also 
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von vornherein dafür zu sorgen, dass die vielen Jugendlichen, die wir auch kennen, die 
erst in einer Ausbildung aufwachen – Ausbildungsreife ist ja nichts Statisches; viele 
merken erst in den ersten Monaten einer Ausbildung, was in ihnen steckt –, eine Chan-
ce bekommen, die Ausbildung mit einer Dauer von drei, dreieinhalb Jahren zu komplet-
tieren. Dann ist es verkehrt, wenn wir im Moment eine Politik haben, die – das gilt 
durchaus auch für einzelne Gewerkschaften – Durchstiegsmöglichkeit eher verhindert. 
Da ist dann etwa der Standpunkt beim Industrieelektriker oder bei anderen neuen Beru-
fen, dass man einen zweijährigen Ausbildungsberuf eben nicht zu einem 
dreieinhalbjährigen durchgängig macht, in der Hoffnung, dass er dann „vertrocknet“, 
dass dann quasi die Zugangsattraktivität für die Jugendlichen gering ist. Insofern meine 
ich, dies sollte man ernst nehmen, und zweijährige Berufe sollten dann auch 
Durchstiegsmöglichkeiten bieten, und dann können sie eine Variante sein, mit der die 
Barrieren abgesenkt werden, sowohl die Investitionsentscheidungen der Betriebe wie 
auch die Zugangsmöglichkeiten für Jugendliche, die es dann vielleicht an der einen 
oder anderen Stelle einfacher haben. 

Ich will in einem dritten Teil meines Beitrags noch auf die Frage eingehen, wie es am 
oberen Ende der Ausbildung aussieht. Ich habe ja jetzt kurz darüber gesprochen und 
es, weil das in anderen Beiträgen nicht so sehr zur Sprache kam, noch einmal beson-
ders betont, wie eine Strukturierung des Übergangssystems aussehen kann. Da war 
meine These: Es muss eine Aufteilung geben. Marktbenachteiligte Jugendliche sollten 
Elemente der Ausbildung erwerben können, das sollte mit Zertifikaten transparent ge-
macht werden; bei anderen sollte eine Ausbildungsreife hergestellt werden, aber dann 
auch mit verbindlicher Zugangsperspektive in eine Ausbildung.  

Jetzt zum anderen Ende der Ausbildung, nämlich zu der Frage, die Sie auch gestellt 
haben: Wie steht es mit der Konkurrenz der dualen Ausbildung etwa zum Bachelor an 
den Hochschulen? Es ist klar – Herr Weiß hat es ausgeführt –, wir haben eine Zunahme 
wissensbasierter Tätigkeiten, wir haben einen Überschneidungsbereich zwischen den 
Tätigkeiten, für die die Hochschulen ausbilden und für die das berufliche System aus-
bildet. Das ist den Hochschulen – um zunächst einmal über diese zu reden – nicht ver-
borgen geblieben. Die Hochschulen, die ja auch vorausschauen und wissen, dass ihre 
Planstellen, ihre Zugänge davon abhängen, dass sie für eine möglichst große Zahl von 
Jugendlichen attraktiv sind, wissen schon, warum sie sich „verberuflichen“. Der Über-
gang zum Bachelor ist nichts anderes als eine „Verberuflichung“ von Hochschulen: ein 
starker Anteil von Praxis, Praktika in den Studiengängen, mehr Ausrichtung an unmit-
telbarer beruflicher Verwendbarkeit. Selbst die Dauer eines Bachelor-Studiums ist ja 
mehr oder weniger dem abgeguckt, was eine duale Ausbildung macht. Im Durchschnitt 
sind es laut Statistischem Bundesamt 6,1 Semester, also etwa drei Jahre. So lange 
dauert eine Ausbildung im Bachelor-System.  

Das führt jetzt natürlich dazu, dass um die leistungsfähigeren Jugendlichen in Zukunft 
ein Wettbewerb entbrennen wird, dass hierbei eine Konkurrenz zwischen den Hoch-
schulen und der dualen Ausbildung bestehen wird, die eben auch sehr viele komplexe, 
schwierige Berufe anbietet, für die die Voraussetzungen, die kognitiven Voraussetzun-
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gen, nicht geringer sind als für ein Studium. Diese Konkurrenz wird sich nicht nur auf 
die Jugendlichen als Nachfrager beziehen, sondern auch auf die Betriebe. Das betrieb-
liche Rekrutierungsverhalten kann sich ja in den nächsten Jahren durchaus auch än-
dern. Denn wir müssen sehen, dass es da ja einen deutlichen Unterschied gibt. In Be-
zug auf die duale Ausbildung ist es so, dass die Betriebe den Regelungen des Berufs-
bildungsgesetzes unterworfen sind, dass sie quasi als Branche auftreten müssen, also 
über Gremienarbeit agieren und ihren besonderen Bedarf anmelden müssen. Wir ha-
ben im Bereich der Bachelor-Ausbildung eine Entstandardisierung, eine Inflation ver-
schiedenster und diversester Bachelor. Also das, was wir als Standard in der Berufsbil-
dung kennen, das zersplittert sich aufseiten der Hochschulen, wo sich ja jeder größere 
Betrieb im Prinzip seinen Bachelor mit der örtlichen Fachhochschule „bauen“ kann.  

Das heißt also, wir haben aufseiten der Betriebe eine Attraktivität in Bezug auf die Be-
triebsnähe – das ist bildungspolitisch natürlich verheerend, weil es die Übersichtlichkeit 
mindert –, und wir haben zweitens eine Kostenentlastung bei den Betrieben. Das Studi-
um wird zu größeren Anteilen staatlich finanziert als die duale Berufsausbildung. Dem 
steht gegenüber, dass die Betriebe im Bereich ihrer betrieblichen Sozialisierung viele 
Vorteile durch die duale Ausbildung haben. Aber ich will nur einmal sagen, dieser Wett-
bewerb ist nicht so ganz klar entschieden. Die Jugendlichen und ihre Eltern nehmen, 
zum Teil irrigerweise, ja an, dass man mit einer akademischen Ausbildung immer ein 
höheres Lebenseinkommen und ein geringeres Arbeitsmarktrisiko hätte als mit einer 
dualen Ausbildung. Aber dieser Eindruck ergibt sich nur bei der Betrachtung der Durch-
schnittswerte. Wenn wir viele einfache akademische Berufe nehmen und diesen Berufe 
mit einer hochwertigen dualen Ausbildung gegenüberstellen, dann verschiebt sich das 
Bild schon sehr. Aber wir müssen sehen, nicht nur bei den Eltern und nicht nur bei den 
Jugendlichen wird sich da eine Konkurrenz herausstellen, sondern auch bei den Unter-
nehmen. 

Der einzige Weg für die duale Ausbildung, in diesem Bereich zu bestehen und auch auf 
Dauer die leistungsfähigeren Jugendlichen in dem System zu halten, ist paradoxerwei-
se nicht der der Schließung, sondern der der Öffnung. Der einzige Weg ist der Weg, 
den etwa Österreich oder andere schon gegangen sind, nämlich dafür zu sorgen, dass 
im Prinzip jeder Jugendliche auch möglichst mit Berufsabschluss einen Zugang zu einer 
Hochschule hat. Denn nur so ist es möglich, dass jemand nicht mit 14, 15, 16 Jahren, 
wenn solche Entscheidungen fallen, sagt, wenn ich mich einmal für eine Berufsausbil-
dung entschieden habe, dann ist im Prinzip mein Lebensweg vorgezeichnet, sondern 
weiß, er kann auch an eine Hochschule gehen. Dies wird der einzige Weg sein.  

Das setzt aber auch voraus, dass dann sowohl die berufliche Ausbildung ihre Leistun-
gen für die Hochschulen verstehbar macht – auch da komme ich wieder zurück auf 
Ausbildungsbausteine und Zwischenzertifizierungen; es muss dann möglich sein, dass 
jemand bestimmte Nachweise hat, wenn er während einer dualen Ausbildung schon an 
die Hochschule gehen möchte –, wie auch umgekehrt dafür gesorgt werden muss, dass 
Leute – auch das wollen wir nicht vergessen –, die aus der Hochschule kommen und 
den Abschluss dort nicht geschafft haben – wir haben im Bereich der Hochschulen ja 
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Abbruchquoten, die sich die berufliche Ausbildung hinten und vorne nicht leisten könnte 
–, dass also auch Ausbildungsabbrecher von den Hochschulen ihrerseits dazu kom-
men, dass sie in der dualen Ausbildung in vernünftiger Weise aufgenommen werden. 
Das heißt, wir brauchen ein kommunizierendes System, mit dem beide Seiten, die 
Hochschule und die duale Ausbildung, ineinander übergehen können und in dem Zerti-
fikate und Teilleistungen anrechenbar sind. 

Insofern noch einmal vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. Ich wollte auf die Randbe-
reiche aufmerksam machen, also auf die Themenfelder Übergangssystem und Konkur-
renz um die leistungsfähigen Auszubildenden am oberen Ende. Ich sehe da deutliche 
Reformnotwendigkeiten. 

(Beifall) 

Vorsitzende Andrea Krueger : Vielen Dank, Herr Professor Severing. Ich bin sicher, 
dass es auch zu diesen „Randbereichen“ Nachfragen geben wird. Zunächst Herr Bayer, 
bitte. 

Abg. Christoph Bayer  SPD: Herr Professor Severing, ich möchte zum Übergangssys-
tem noch einmal konkret nachfragen. Sie sagten, es sei nicht zu wenig Geld im System, 
sondern es werde einfach zu unsystematisch verteilt. Wie kommen wir denn jetzt zu der 
von Ihnen präferierten Systematik? Wo sehen Sie jetzt schon innovative Knotenpunkte 
in der Realität, die sich weiterentwickeln ließen? Man muss ja nicht alles neu erfinden. 
Oder, negativ gedacht: Gibt es nach Ihrer Auffassung auch Teile, die man gegebenen-
falls ersatzlos streichen müsste oder streichen sollte? 

Sv. Herr Dr. Severing : Um mit dem zweiten Punkt anzufangen: Es gibt relativ viele 
Bemühungen im Übergangssystem, Jugendliche schulisch weiter zu versorgen, etwa 
Schuljahre wiederholen zu lassen, Noten zu verbessern, schulische Kompetenzen wei-
ter zu verbessern, die Jugendlichen nicht unbedingt weiterhelfen, wenn es um den An-
schluss in eine Beschäftigung oder in eine Ausbildung geht. Das ist ein erstes Problem. 
Wir haben eine relativ starke Schulorientierung gerade bei den Jugendlichen, die eher 
noch einmal einen Übergang in die Praxis brauchten. Danach haben wir quasi diese 
zusätzlichen schulischen Interventionen, nicht unbedingt aber einen besonders erfolg-
reichen Übergang in Ausbildung. 

Zum Zweiten: Wir haben eine ganze Reihe von Modellen, die sich gut bewährt haben, 
weil sie tatsächlich auch betriebliche Ausbildungsteile übernehmen und mit aufgreifen. 
Mit dem Instrument der Qualifizierungsbausteine ist zumindest einmal der Übergang 
geschaffen worden, sich an die duale Ausbildung anzunähern. Diese Qualifizierungs-
bausteine leiden unter einer sehr mangelhaften Standardisierung; auch die erfindet je-
der Träger für sich neu. Wir brauchen da also noch einmal eine sehr viel stärkere For-
mierung und Standardisierung auf diesem Feld. Aber solche Übergänge in eine betrieb-
liche Fundierung im Übergangssystem sind da ganz wesentlich. 
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Wichtig scheint mir zu sein, dass wir dann – sei es über die Bundesagentur für Arbeit 
oder auch durch die Länder, die da auftreten – in diesem Feld für Standards und damit 
auch für Verlässlichkeit bei den Arbeitgebern sorgen. 

Abg. Katrin Schütz  CDU: Ich möchte noch einmal auf das Thema duale Ausbildung 
zurückkommen, zu der Frage, wie wir sie attraktiver machen können, und das jetzt we-
niger vom Inhaltlichen, sondern von den Chancen her, die sich daraus für Jugendliche 
ergeben. Hier hat unser Blick ja auch dem demografischen Wandel zu gelten, der Fra-
ge, wie sich der Markt dadurch verändert und ein Wettbewerb stattfindet. Wie können 
wir die duale Ausbildung so transparent machen, dass die Jugendlichen auch die 
Chance erkennen, dass sie sich gerade durch die Liebe zu ihrem Beruf weiterentwi-
ckeln können und auch den Markt erkennen können, der sich da für sie ergibt? Hier 
steht also im Vordergrund, wie wir dies mobilisieren können. Herr Professor Weiß hat ja 
vorhin angeregt, dass man eine Bildungsberatung macht. Welche Möglichkeiten gibt es 
da? 

Meine zweite Frage geht ganz konkret zum Thema Migration. Die Zahlen, die Sie ge-
nannt haben, waren ja bundesweite Zahlen. Trotzdem beschreibt dies eine Herausfor-
derung, der wir uns stellen müssen. Welche konkreten Handlungsfelder könnte man zu 
diesem Thema aufgreifen? 

Sv. Herr Dr. Severing : Zum ersten Thema, zur Attraktivität der beruflichen Ausbildung 
für die Jugendlichen: Ich meine, hier liegt eine wesentliche Aufgabe darin, eine frühe 
Berufsorientierung – mit „früh“ meine ich eine wirklich sehr frühe Berufsorientierung – in 
den allgemeinbildenden Schulen vorzusehen. Je früher wir hier ansetzen, desto besser 
können wir dafür sorgen, dass sich die Jugendlichen richtig entscheiden. Wir haben ja 
jetzt ein großes Problem damit, dass Jugendliche ganz falsche Erwartungen an einen 
Beruf haben oder überhaupt nur wenige Berufe ins Augen fassen. Wenn das Aspirati-
onsniveau der Jugendlichen da richtig ist, wenn sie genau wissen, was im Beruf auf sie 
zukommt, dann können wir davon ausgehen, dass das erfolgreicher sein wird und wir 
weniger Abbrecher haben. 

Hierzu gibt es durchaus auch interessante Modelle. In Hamburg – das habe ich letzthin 
erst gelernt – ist es so, dass Berufsschullehrer in die allgemeinbildenden Schulen ge-
hen und dort Berufsorientierung mitmachen; umgekehrt gehen Lehrer allgemeinbilden-
der Schulen in die Berufsschulen und decken dort bestimmte Teile mit ab. Es geht also 
darum, dass wir über solche Verschränkungsmodelle dahin kommen, dass auch in den 
allgemeinbildenden Schulen wirklich über das Wissen verfügt wird, das man braucht, 
um sich beruflich zu orientieren. Da kann man sich interessante Modelle ausdenken. 
Das muss man früh machen. Dann kann man auch dazu kommen, dass die Entschei-
dungen der Jugendlichen besser fallen. 

Beim Thema „Migration und Ausbildung“ haben wir sehr stark zu arbeiten. Dazu gibt es 
ja auch bei Ihnen im Land das eine oder andere Projekt, das in diese Richtung wirkt. 
Hier geht es darum, dass wir auch Kinder von Migranten für den allgemeinen Arbeits-
markt fit machen und der Horizont nicht ist, dass man in der Regel eher in familiär ge-
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prägten Beschäftigungsstrukturen, letztlich auch ohne eine Ausbildung, unterkommt. 
Das heißt auch, dass wir möglicherweise hinnehmen, dass für den Zugang zur Ausbil-
dung z. B. nicht immer exzellente Sprachkompetenzen das Notwendigste sind. Wenn 
jemand in seinem Kulturkreis verbleibt, auch nach einer Ausbildung, dann ist die fachli-
che Ausbildung wichtig, und dann müssen wir die Hürden in Bezug auf allgemeine 
Kompetenzen, die erworben werden sollen, nicht zu hoch setzen. 

Abg. Siegfried Lehmann  GRÜNE: Mich würde noch Folgendes interessieren. Sie ha-
ben gesagt, die Anschlussfähigkeit an die Hochschule werde eine entscheidende Rolle 
bei der Frage spielen, wie sich das duale System in Zukunft bewähren kann. Als Ein-
gangsvoraussetzung bei den Berufsausbildungen wird ja der Hauptschulabschluss 
empfohlen. Welche Reformen braucht man eigentlich im dualen Ausbildungssystem, 
damit auch die Hochschulanschlussfähigkeit gewährleistet ist? Das ist meine erste Fra-
ge. 

Meine zweite Frage: Sie haben vorhin von dem Auseinanderklaffen – Dequalifizierung 
auf der einen Seite; junge Menschen ohne Ausbildung, und demografischer Wandel auf 
der anderen Seite – gesprochen. Man könnte ja fast sagen, es gibt zurzeit wahrschein-
lich eine verlorene Generation, die eben nicht in Qualifizierung und nicht in Berufsaus-
bildung geht. Welche Maßnahmen müssten staatlicherseits ergriffen werden, um bei 
dieser kleinen Gruppe junger Menschen, dieser „verlorenen Generation“, die schon 
durch Warteschleifen gegangen, aber trotzdem nicht in berufliche Ausbildung gemündet 
sind, diese Potenziale wirklich zu heben? 

Sv. Herr Dr. Severing : Ich fange mit der zweiten Frage an. Es gibt eine hohe Zahl von 
Altbewerbern. Wir haben bei den Bewerbungen eine Altbewerberquote von etwa 52 %. 
Das sind dann auch die aufgelaufenen Jahrgänge, die wir schon hinter uns haben. Das 
heißt aber, man muss sehen, jeder zweite Bewerber war letztlich schon einmal erfolglos 
unterwegs. Das ist zunächst einmal eine dramatische Zahl. Jetzt müssen wir unter-
scheiden: Wir haben diejenigen, die vor relativ kurzer Zeit einen schulischen Abschluss 
erworben haben. Für diese Jugendlichen könnten Reformen – wenn man sie jetzt zügig 
verabschieden würde – durchaus greifen; diese Reformen müssten in eine Richtung 
gehen, die ich eben beschrieben habe, nämlich Vermittlung von Ausbildungsinhalten im 
geförderten Übergangssystem, subsidiäre Ausbildung. Das wäre etwa ein Bereich, der 
diese Jugendlichen erfassen würde. Darüber hinaus haben wir natürlich auch viele, die 
über 25 Jahre alt sind, die mehr oder weniger aus dem System herausgefallen sind, für 
die auch biografisch eine Ausbildung nicht mehr unbedingt in Betracht kommt. Hier 
brauchen wir Möglichkeiten – sei es jetzt gemeinsam mit der Bundesagentur oder auch 
noch einmal auf Landesebene finanziert –, wie wir relativ jungen An- und Ungelernten 
Teilqualifikationen verschaffen oder hier auch mit Nachqualifikationen arbeiten können, 
sodass im glücklichsten Fall am Ende noch einmal ein Abschluss erworben wird. 

Hier hat sich ja bei allen kritischen Diskussionen über lange Qualifizierungsmaßnahmen 
der Arbeitsagentur, die in den Jahren der Reform der Bundesagentur für Arbeit eine 
Rolle gespielt haben und in denen sich am Anfang immer die Meinung durchsetzte: je 
kürzer, desto besser – nicht nur billiger, sondern auch besser, weil man Locked-In-
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Effekte vermeidet –, durchaus gezeigt, dass sich die Promotoren dieser These von der 
kurzen Ausbildung – etwa Herr Lechner aus St. Gallen oder andere mehr – im Reform-
eifer bezüglich der Bundesagentur in manchen Punkten geirrt hatten. Tatsächlich hat 
sich herausgestellt, dass ein wirklich erworbener Abschluss auch noch im Alter von 25 
oder 30 Jahren über die Beschäftigungsdauer hinweg zu geringeren Arbeitsmarktrisiken 
führt. Auch hier sollte uns die Sache die Investition wert sein. Wir haben hinterher stabi-
lere Beschäftigungen und nicht immer wieder einen Rückfall von Risikogruppen in Ar-
beitslosigkeit mit darauf folgenden wiederholten kurzen Phasen, in denen sich weitere 
Qualifizierungsmaßnahmen mit anschließender Beschäftigung abwechseln. Das wäre 
auf Dauer ertragreicher. 

Bei der Frage, wie sich die Berufsbildung selbst anders aufstellen muss, wenn sie den 
Zugang zur Hochschule ebnen will, liegt, meine ich, die Hauptbringschuld zunächst 
einmal aufseiten der Hochschulen und nicht aufseiten der Berufsbildung. Im Moment ist 
es doch mehr das Problem des Hochschulsystems, das sich gegen die Berufsbildung 
abschottet, zum Teil mit deutlich geäußerten Argumenten, die etwa lauten: Wir müssen 
einen doppelten Abiturjahrgang verkraften. Und dann will man nicht noch zusätzlich be-
ruflich Qualifizierte  – in Bayern sind es aktuell die Meister, die eine Zugangsberechti-
gung haben – aufnehmen müssen. Also wird für diese Möglichkeit nicht besonders viel 
Marketing gemacht. Das ist die eine Seite. 

Die zweite Seite ist, dass, wenn wir in die berufliche Ausbildung selbst hineinschauen, 
klar wird, dass wir die Leistungen, die dort erbracht werden, auch für das Hochschulsys-
tem transparenter machen müssen. Das heißt, es reicht nicht unbedingt aus, ein Zertifi-
kat am Ende einer Ausbildung zu haben, sondern es müssen auch Teilleistungen in 
einer nachweisbaren Form so gestaltet sein, dass sie mit systematischen und pauscha-
lierten Anrechnungsverfahren in den Hochschulen abgeholt werden können. Klar ist 
also: Wer etwa ein Jahr eine kaufmännische Ausbildung durchlaufen hat und sich dann 
entscheidet, ein Betriebswirtschaftsstudium an einer Fachhochschule aufzunehmen, der 
muss nicht alles doppelt lernen, und der hat auch nicht ein individuelles Anrechnungsri-
siko insofern, als ein bestimmter Professor sagen kann: Ich vertraue dieser Ausbildung, 
oder ich tue es eben nicht. Die Erfahrungen, die da an den Hochschulen vorliegen – 
das ist meine persönliche Erfahrung und die Erfahrung vieler Kollegen, die in diesem 
Bereich ausbilden –, sind, dass die beruflich Qualifizierten in der Regel nicht die 
schlechteren Studenten sind, sondern eher die ambitionierteren.  

Abg. Gerhard Kleinböck  SPD: Ich habe in diesem Zusammenhang zwei Fragen. Sie 
hatten von einer Überqualifizierungsquote von 45 % gesprochen. Wir beobachten ja bei 
dieser Verdrängung, dass Hauptschüler beispielsweise in kaufmännischen Berufen völ-
lig außen vor sind und dass hier die Frage besteht: Warum sollen wir den Realschüler 
nehmen, wenn wir auch einen Abiturienten haben? Das hatten Sie ja auch angespro-
chen. Mich interessiert Ihre Einschätzung dieser Einstellungspolitik der Betriebe. Das ist 
der eine Punkt. 

Dann habe ich eine weitere Frage: Wir hören hier immer viel von der Ausbildungsreife. 
Es hat so den Eindruck, als hätte sich diese Ausbildungsreife in den letzten Jahren 
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dramatisch verschlechtert. Ich greife einfach einmal auf die Sechziger- oder Siebziger-
jahre zurück, in denen explizit formuliert wurde: Im Rahmen der Ausbildung wird auch 
die Berufsfähigkeit vermittelt. Ich frage Sie daher konkret: Können Sie die Einschätzung 
teilen, dass sich die Ausbildungsreife wirklich so dramatisch verändert hat, wie wir das 
hier aus diesem Kontext entnehmen können? 

Sv. Herr Dr. Severing : Die Einstellungspolitik der Betriebe, die in der Vergangenheit ja 
dahin gegangen ist, immer die Besten zu nehmen, die man auf dem jeweiligen Niveau 
bekommen konnte, führt natürlich dazu – wie immer an dieser Nahtstelle zwischen Bil-
dungs- und Beschäftigungssystem –, dass die Probleme am untersten Ende kumulie-
ren. Das geringere Beschäftigungsrisiko von Hochschulabsolventen beruht eben ein-
fach darauf, dass sie im Zweifel selbst noch die Taxifahrer verdrängen. Das ist ein Me-
chanismus, der immer funktioniert. Das heißt, diejenigen, die besondere Probleme mit-
bringen – fehlende sprachliche oder andere Kompetenzen – haben selbst dann, wenn 
sie sich für die Tätigkeit eignen würden, am Ende das Nachsehen und haben kein Auf-
fangsystem mehr, in das sie ausweichen können. Das ist das Grundproblem bei der 
Angelegenheit. 

Es gibt jetzt natürlich auch ein Problem für die Betriebe, nicht nur für die Jugendlichen. 
Das Problem für die Betriebe lautet: Man züchtet sich so natürlich auch eine nachwach-
sende Generation von Jugendlichen, die sehr homogen sind, die nach irgendeinem 
Vorbild im Betrieb ausgesucht wurden und die Ausbilder im Betrieb vor relativ geringe 
Anforderungen stellen. Wir haben ja jetzt schon die ersten Betriebe, die vernünftiger-
weise anfangen zu sagen: Wir nehmen wieder etwas stärker Hauptschüler oder auch 
Menschen ohne einen qualifizierten Abschluss mit in die Ausbildung hinein, mit be-
stimmten Quoten, damit wir unsere eigenen Ausbilder auf das vorbereiten, was in den 
nächsten Jahren noch kommen wird, nämlich eine geringere Auswahlmöglichkeit. Inso-
fern ist Heterogenität durchaus auch ein Qualitätsmerkmal der Ausbildung. Es ist nicht 
vernünftig, wenn man alle Leute etwa nach dem Kriterium auswählt, dass sie die Be-
rufsausbildung schon beim Einstiegstest zur Hälfte absolviert haben. Das ist, denke ich, 
auch ein Lernprozess in dem einen oder anderen Unternehmen, der in den nächsten 
Jahren um sich greifen wird. Gerade im Mittelstand wird es eben so sein, dass man sich 
nicht mehr unbedingt aussuchen kann, wen man nehmen möchte.  

Frau von Wartenberg : Sie haben ja sehr eindrücklich geschildert, dass der Übergang 
zwischen dualer Ausbildung und Hochschule nicht gewährleistet ist und sehr schwierig 
ausgestaltet ist. Welche Rahmenbedingungen müsste Ihrer Ansicht nach das Land 
schaffen, damit es zu einheitlichen Kriterien kommt, sodass es nicht im Belieben der 
jeweiligen Hochschule und ihrer jeweiligen Fachzuständigkeiten bleibt, sondern dass es 
einen einheitlichen Kriterienkatalog gibt, der dies ermöglicht? Im Bereich der dualen 
Hochschulen ist man ja gerade in diesem Prozess, wobei man – das möchte ich schon 
noch einmal zu Ihrer Frage, Frau Abgeordnete, anmerken – auch sehr hohe Barrieren 
eingezogen hat. Wenn ich nämlich mit der Fachhochschulreife an die duale Hochschule 
gehen möchte, muss ich trotzdem noch einmal eine Eignungsprüfung ablegen. Es ist 
also nicht so, dass dort im Grunde genommen eine Entakademisierung stattfindet, son-
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dern das Niveau ist durchaus hoch. Was könnte das Land hier ausgestalten, damit wir 
einen besseren Zugang haben? Dieser bessere Zugang ist ja unbestreitbar nötig. 

Sv. Herr Dr. Severing : Ich möchte jetzt noch auf zwei Themen kurz eingehen. Zu-
nächst zu einem noch verbliebenen Rest der Frage von Herrn Kleinböck, und dann 
komme ich auf Ihr Thema, Frau von Wartenberg.  

Herr Kleinböck, Sie hatten die Antwort quasi schon in Ihrer Frage formuliert. Ausbil-
dungsreife ist ja eine sehr fluide Kategorie. Wenn wir sehen, was aus denen geworden 
ist, die etwa nach dem Krieg quasi ohne jede Vorbildung ein Wirtschaftswunder hinbe-
kommen haben, all den Ausbildern und auch den Lehrern aus Lehrerkollegs, ohne je-
des Studium, dann kann man schon sagen: Es ist immer eine Überschätzung der indi-
viduellen Bedeutung von Ausbildungsreife, wenn man sagt, das allein steuere am Ende 
den Erfolg von Ausbildung. Wir haben in den letzten Jahren ja nicht einfach nur wissen-
schaftlich untersucht, was Ausbildungsreife ist, sondern das war ein Aushandlungspro-
zess der Sozialpartner, der Bundesagentur für Arbeit. Die haben dann einen Kriterien-
katalog vorgelegt, und da ist verhandelt worden, nicht geforscht. Da ging es um die 
Frage, wie man die Hürde so legen muss, dass die Zahlen am Ende auch vertretbar 
sind. Trotzdem ist dieser Katalog ein Hinweis darauf – auch das will ich jetzt nicht ver-
hehlen –, dass wir aktuell Probleme in diesem Feld haben. Man kann ja nicht überse-
hen, dass dann, wenn etwa die Sprachkompetenzen gering sind, der Anschluss in Aus-
bildung nur sehr schwer erfolgt. Man darf nicht nur in die Richtung gehen, zu sagen, 
das alles wäre ein Marktmechanismus. Deswegen will ich es ein bisschen relativieren 
und sagen: Es hat eine Komponente, es ist ein müßiger Streit, und es bringt wenig, zu 
fragen, wie hoch die Zahlen der nicht ausbildungsreifen Jugendlichen denn tatsächlich 
sind. Es ist marktgesteuert, aber auf der anderen Seite brauchen wir eben auch Unter-
stützungssysteme für diejenigen, die nicht so einfach Zugang in die Betriebe finden. 

Dann zur Frage, was das Land tun kann, wenn es um den Zugang zur Hochschule 
geht: Wir haben in diesem Feld ja immer die Schwierigkeit, dass die Hochschulen eine 
Autonomie haben und beanspruchen und dass es grundsätzlich auch immer das Krite-
rium gibt, dass das aufnehmende System bestimmt, wen es denn aufnimmt. Aber es ist 
natürlich so, dass wir denen, die sagen – aus welchen Gründen auch immer; individuel-
le Kapazitäten, Kapazitäten der Hochschule, doppelter Abiturjahrgang usw. –: „Wir wol-
len eine Aufnahme verweigern“, es im Moment relativ leicht machen, sich in solch ei-
nem System zu bewegen und sich abzuschotten.  

Ich denke, unter diesem Gesichtspunkt sollte man schon überlegen, welche gesetzli-
chen Möglichkeiten es da auf Landesebene geben könnte. Auf nationaler Ebene hat 
uns Österreich etwas Wunderbares vorgemacht. Sie haben eine Berufsreifeprüfung, bei 
der sich jeder auch über den beruflichen Abschluss anmelden kann und dann mit dieser 
Berufsreifeprüfung Zugang zu jeder Hochschule in Österreich hat. Das ist ganz unkom-
pliziert. Dann ist eine Hochschule in dem anderen Obligo, wenn sie ablehnen will. Auch 
weil solche Bewegungen an den Hochschulen einen langen Atem brauchen, meine ich 
schon, man sollte sich jetzt nicht vom aktuellen Problem des doppelten Abiturjahrgangs 
schrecken lassen, sondern diese Dinge jetzt in dieser Richtung in Angriff nehmen. 
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Abg. Heiderose Berroth FDP/DVP: Herr Professor Severing, Sie haben bei Auszubil-
denden mit Migrationshintergrund, bei Jugendlichen mit Migrationshintergrund den inte-
ressanten Ansatz gebracht, dass diese auch in ihrem eigenen Kulturkreis bleiben könn-
ten. Würde das denn als Konsequenz bedeuten, dass wir künftig Berufsschulen mit Ita-
lienisch- und Türkisch-Fachklassen brauchen, oder wie lässt sich das umsetzen, wenn 
da die Sprachfähigkeit nicht so die vordere Rolle spielen soll? 

Diese Menschen haben ja dann zweitens auch nur einen sehr begrenzten Arbeitsmarkt 
vor sich, weil sie immer auf dieses Segment begrenzt wären. Da habe ich also ein we-
nig meine Zweifel. 

Dann haben Sie noch einmal zu Recht die Berufsinformation in den allgemeinbildenden 
Schulen angesprochen. Brauchen wir dann nicht zwingend als Voraussetzung, dass die 
Lehrer an den allgemeinbildenden Schulen ein bisschen mehr wissen, wofür sie Kinder 
eigentlich ausbilden, sie also einen viel intensiveren Kontakt zur betrieblichen Wirklich-
keit haben müssen? 

Sv. Herr Dr. Severing : Noch einmal zur Frage der Ausbildung von Migranten. Ich mei-
ne nicht, dass es entbehrlich ist, Deutsch zu lernen, wenn man eine Ausbildung haben 
möchte. Es ist nur eine Frage, ob man Sprachkompetenzen unbedingt zu solch einer 
Barriere für einen Zugang zu Ausbildung machen sollte, wie es derzeit der Fall ist, etwa 
durch die Einstellungstests der Betriebe und durch deren Rekrutierungsverhalten. Hier 
meine ich durchaus, dass man das abmildern könnte, zumal wir ja auch sehen müssen, 
dass in den kommenden Jahren eine andere Haltung in den Unternehmen vielleicht 
fruchtbarer sein wird.  

Wer einen Migrationshintergrund hat, beherrscht im Prinzip zwei Kulturen, und in einem 
Land, das sich vernetzt, das vielleicht auch in die Türkei, nach Russland oder nach Ita-
lien exportiert oder aus diesen Ländern importiert, mag es ein Vorteil sein, wenn jemand 
vielleicht nicht ganz so gut Deutsch kann, aber sehr flüssig Italienisch oder Türkisch 
beherrscht. Wenn wir dann Regionen mit einem hohen Migrantenanteil unter den Aus-
bildungsplatzbewerbern haben – ich habe eben gehört, in Stuttgart werden 60 % Mig-
ranten in der Ausbildung erwartet –, dann mag es im Einzelfall auch einmal so sein, 
dass wir sagen: In bestimmten Bereichen, in denen Beschäftigungen auch zu einer 
Klassenbildung führen können, könnte man schon einmal Klassen haben, in denen Tei-
le des Unterrichts auch auf Türkisch erfolgen. Ich sehe das Problem nicht. Offenge-
standen ist es mir lieber, jemand hat dann einen vernünftigen Abschluss in seiner Spra-
che und hat darüber natürlich auch andere Berührungspunkte in ein Berufssystem ins-
gesamt, als wenn wir darauf bestehen, dass er zunächst einmal Sprachkompetenzen 
hat, und dann endet er als An- oder Ungelernter, weil er nie einen Zugang zu Ausbil-
dung bekommt. Wir kommen ja auch über die Jahre der Arbeit in diesen Projekten gar 
nicht dazu, dass sich der Anteil der Migranten in Ausbildung nennenswert erhöht. Also 
braucht man da schon andere Formen der Annäherung. 

Die zweite Frage war, wie die allgemeinbildende Schule stärker auf die Berufsausbil-
dung vorbereiten kann. Hier, denke ich, ist es eine schwierige Anforderung, wenn Leh-
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rer an den allgemeinbildenden Schulen, die durch ihre Profession wenig Berührung zur 
Berufsausbildung haben, Berufsorientierung für sich leisten sollen. Das wird so nicht 
immer gelingen können. Insofern meine ich eher Modelle, in denen entweder die beruf-
lichen Schulen oder Beratungseinrichtungen, Bildungsträger, die mit den Betrieben zu 
tun haben, Ausbilder selbst, sehr viel stärker in den allgemeinbildenden Schulen arbei-
ten können sollten. Diese Möglichkeiten sollten hier eröffnet werden. 

Abg. Christoph Bayer  SPD: Herr Professor Severing, meine Frage bezieht sich auf ein 
Thema, das Sie jetzt mündlich nicht angesprochen haben, wohl aber in Ihrem Handout. 
Ich meine die Verbindung von formalem, non-formalem und informellem Lernen bzw. 
die entsprechenden Bewertungssysteme, die da wohl auch noch entwickelt werden 
müssen. Können Sie als Wissenschaftler etwas zur Forschungslage sagen, die ja, 
glaube ich, in diesem Punkt nicht ganz einfach ist, gerade was informelles Lernen an-
geht, und als Praktiker etwas zur Implementierung von Reformen in Richtung Zertifizie-
rung von berufsrelevantem Wissen sagen? 

Sv. Herr Dr. Severing : Vor mir auf der Anzeige steht: minus 24 Minuten. 

(Heiterkeit) 

Ich muss deshalb versuchen, es kurz zu machen. 

Die Forschungslage ist zunächst einmal gar nicht so unübersichtlich, wie Sie vermuten. 
Es gibt eine ganze Reihe von Studien, die etwa durch Befragung von Berufstätigen über 
die Herkunft ihres Wissens, ihres berufsrelevanten Wissens, bewerten, was aus der 
formalen Ausbildung stammt und was quasi aus informellem Lernen, also aus Lernen 
im Kollegenkreis, durch autodidaktisches Lernen, durch Lernen in den Medien, wie 
auch immer, stammt. Da stellt sich schon heraus, dass erstaunlich geringe Werte aus 
der formalen Ausbildung stammen, naturgemäß umso weniger, je länger der Berufsver-
lauf ist. Wir müssen uns ja nicht wundern: Wir haben ein System, in dem in dreieinhalb 
Jahren auf einen Lebensberuf vorbereitet wird, aber wer hat schon noch einen Lebens-
beruf? Die Tätigkeiten wechseln so schnell, dass die meisten Leute nach zehn Jahren 
ganz andere Dinge tun als die, für die sie ausgebildet worden sind. Das Wissen müssen 
sie ja von irgendwo erworben haben.  

Jetzt sind wir in Deutschland natürlich insofern gestraft – das ist das, was manche für 
einen Exportschlager halten –, als wir sagen: Wir bereiten die Leute dreieinhalb Jahre 
lang ganz intensiv und filigran abgestimmt auf eine Ausbildung, auf eine Tätigkeit vor, 
und dann haben wir ganz peripher und unsystematisch ein bisschen Weiterbildung. Das 
passt natürlich nicht zu der Dynamik in diesem Feld. Insofern ist die Schwierigkeit an 
dieser Stelle nicht die Forschungslage, sondern die Schwierigkeit ist, dass wir Systeme 
brauchen, mit denen dieses informelle Lernen während eines Lebensverlaufs in der 
gleichen Weise dokumentiert und zertifiziert wird wie das Lernen in der Erstausbildung. 
Denn da tut sich ja quasi eine Dichotomie, ein Auseinander auf. Wir haben auf der ei-
nen Seite – für das Einkommen wesentlich entscheidend, für das berufliche Fortkom-
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men entscheidend – die paar Zertifikate in der Erstausbildung. Für die wirkliche Kompe-
tenz im Beruf nach ein paar Jahren ist aber viel entscheidender, wie sehr jemand bereit 
ist, sich selber weiterzubilden, weiter zu lernen, Kurse zu besuchen usw. Dies alles 
spielt dann formal eine wesentlich geringere Rolle. Da brauchen wir also Anschlussmo-
delle. 

Vorsitzende Andrea Krueger : Vielen Dank, Herr Professor Severing.  

Nachdem nun keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, möchte ich an dieser Stelle 
noch einmal allen Sachverständigen, Frau Rühle und den Herren Sambeth, Professor 
Weiß und Professor Severing, sehr herzlich für die nicht nur interessanten und inhalts-
reichen, sondern an manchen Stellen auch etwas provokanten Statements danken, die, 
glaube ich, auch eine ganze Reihe von Ansätzen gegeben haben, über die wir dann 
heute Nachmittag in nicht öffentlicher Sitzung weiter diskutieren können. Wir werden 
sicherlich auch darüber zu diskutieren haben, wo die Handlungsansätze für die Reform 
des dualen Systems sind.  

Herzlichen Dank. 

(Beifall) 

Weil die Vormittagssitzung doch etwas mehr Zeit in Anspruch genommen hat, möchte 
ich vorschlagen, dass wir nicht wie ursprünglich geplant um 13:30 Uhr mit unserer 
Nachmittagssitzung beginnen, sondern erst um 14:00 Uhr. Findet das Ihre Zustim-
mung? – Wunderbar. Dann treffen wir uns um 14:00 Uhr zur nicht öffentlichen Beratung 
der Sachverständigenanhörung im Conrad-Haußmann-Saal. 

Unseren Gästen, den Vertretern von Verbänden und Organisationen, die an unserer 
öffentlichen Anhörung teilgenommen haben, danke ich für Ihr Interesse und wünsche 
Ihnen einen guten Heimweg. 

(Schluss des öffentlichen Teils: 12:58 Uhr) 
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n Orientierung der Unterrichtsinhalte an der Betriebspraxis
n Kontrolle der Eignung von Ausbildungsstätten



�

Zurück zur ersten Seite

n Angemessene Sach- und Personalausstattung an beruflichen
Schulen

n Regelmäßige Ausbilderschulungen
n Umfassende Fortbildung und regelmäßige fachpraktische

Weiterbildung der Lehrkräfte
n Regelmäßige Prüferschulung
n Ständiger Austausch zwischen Ausbilder, Berufsschule und

Kammer
n Ausbildungsverbund, wo möglich bzw. notwendig

n Reale Unterstützung des dualen Systems, das weit mehr
als eine „Ausbildungsalternative“ darstellt

Zurück zur ersten Seite

Durch welche Maßnahmen kann die
Ausbildungsreife der Azubis verbessert
werden?

n Ausbildungsreife muss in der allgemeinbildenden Schule
vermittelt werden

n Vermittlung von Kern- und Schlüsselqualifikationen kann
nicht Aufgabe der Wirtschaft sein

n Noch stärkere Einbindung der Berufsorientierung in das
Angebot der allgemeinbildenden Schulen, wie permanenter
Praxistag o.ä.
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Zurück zur ersten Seite

Wie kann der Übertritt nicht berücksichtigter
Bewerber in das duale Ausbildungssystem
erleichtert werden?

n Einstiegsqualifizierung mit Praxisbezug in Betrieben,
große Chancen zur Übernahme in Ausbildung

n Gezielte Beratung in 2-jährige Berufe,
auch unter dem Aspekt des lebenslangen Lernens

n Vermittlung von Kernkompetenz in Elternhaus und Schule
(Pünktlichkeit, Zuverlässigkeit, Kommunikationsfähigkeit)

Zurück zur ersten Seite

Wie bewerten Sie in diesem Zusammenhang
das Bundesverfassungsgerichtsurteil von
1980 zum Ausbildungsplatzförderungsgesetz?

n Nichtigkeit des Ausbildungsplatzförderungsgesetzes halten
wir für richtig

n Der DEHOGA lehnt eine Ausbildungsplatzabgabe ab
n Die gastgewerblichen Betriebe benötigen kein

Zwangsinstrument um ihrer Ausbildungsverantwortung
gerecht zu werden

n Abschaffung von Ausbildungshemmnissen und
bürokratischen Belastungen ist wichtiger,
z.B. beim Jugendarbeitsschutzgesetz



�

Zurück zur ersten Seite

Wie schätzen Sie die Wirkung des
„Bündnisses zur Stärkung der beruflichen
Bildung“ in Baden-Württemberg ein ?

n Durch das Bündnis ist der Dialog zwischen den an der
Ausbildung Beteiligten vertieft worden

n Das Bündnis hat in allen Bereichen die Erwartungen
übertroffen

n Ergebnisse wie EQ, 2-jährige Berufe, Jugendbegleiter
n Anknüpfung an die Erfolge des Bündnisses mit angepassten

Zielen, wie
n besseres Image der dualen Ausbildung
n frühere Integration in die duale Ausbildung
n Abschaffung kostspieliger „Warteschleifen“ zugunsten der

dualen Ausbildung
n Integration leistungsschwächerer Schüler in die duale Ausbildung

Zurück zur ersten Seite

Gibt es branchenspezifische Unterschiede in
den Abbrecherzahlen und wie sind diese zu
erklären?

n Die höchsten Quoten sind generell bei den
Dienstleistungsberufen zu verzeichnen

n Verkaufspersonal
n Groß- und Einzelhandel

n Büroberufe
n Hotel- und Gaststättenberufe
n Berufe der Körperpflege und Gesundheitsberufe

n Falsche Vorstellungen vom Beruf vorhanden
n Auffällig ist der Anteil von Auszubildenden mit

Hauptschulabschluss und Migrationshintergrund
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Zurück zur ersten Seite

Wie können die niedrigen Abbrecherquoten
noch weiter gesenkt werden?

n Realistische Beratung vor einer Ausbildung
n Noch bessere Berufsorientierung durch Praktika
n Eltern in Berufsinformation einbeziehen,

insbesondere bei Jugendlichen mit Migrationshintergrund
n Steigerung der Ausbildungsqualität
n Schaffung von Zusatzqualifikationen für

leistungsstärkere Azubis
n Durchlässigkeit zu weiterführenden Bildungsangeboten
n Dialog zwischen den dualen Partnern

Zurück zur ersten Seite

Welche Erkenntnisse liegen über den Verbleib
der Abbrecher vor und welche qualifizierenden
Anschlussmöglichkeiten sind erforderlich?

n Laut BiBB Studie, fängt der überwiegende Teil eine neue
Ausbildung an

n „Umberatung“ auf 2-jährige Berufsbilder
n Im Rahmen der bestehenden Ausbildungsordnungen

Alternativen für theorieschwächere Jugendliche finden

n Keine Alternative ist die Modulausbildung
n Ausbildungshemmend würde sich eine

Anrechnungsverordnung von Modulen auswirken



�

Zurück zur ersten Seite

Welche Möglichkeiten sehen Sie, eine
Verzahnung zwischen Übergangssystem,
vollzeitschulischen Angeboten und dualer
Ausbildung zu verbessern?

n Eine Verzahnung mit vollzeitschulischen Ausbildungsgängen ist
(zumindest in Dienstleistungsberufen) nicht sinnvoll, da keine
Arbeitsmarktfähigkeit gegeben ist

n Vollzeitschulische Angebote dürfen nie der betrieblichen
Ausbildung Konkurrenz machen und haben nur dann eine
Berechtigung, wenn sie wie in den letzten Jahren, einen
Ausgleich zu „Unterkapazitäten“ auf dem Ausbildungsmarkt
schaffen

n Schwierigkeiten gibt es dort, wo es im Übergangssystem an
Praxis- und Branchenbezug mangelt

Zurück zur ersten Seite

Unter welchen Voraussetzungen kann aus
Sicht der Betriebe eine Anerkennung von im
Übergangssystem oder in den beruflichen
Vollzeitschulen erworbenen Qualifikationen
gewährleistet werden?

n Ausschließlich durch den Erwerb von Handlungskompetenz in
der Praxis

n Einzelne Module sind einer ganzheitlichen Ausbildung nicht
gleichwertig und gefährden das Grundprinzip der dualen
Ausbildung

n Anerkennung kann nur in freiwilliger Form erfolgen,
jeglicher Zwang stellt ein Ausbildungshemmnis dar



	

Zurück zur ersten Seite

Wie kann insbesondere das Modell des
doppelqualifizierenden Berufskollegs -
Verzahnung mit den dualen
Ausbildungsberufen - optimiert werden?

n Aus der Sicht der Wirtschaft sind derartige Modelle
abzulehnen

n Die demografische Entwicklung und Überkapazitäten im
Bereich von betrieblichen Ausbildungsmöglichkeiten
sprechen zudem dagegen

n Zu befürchten ist auch hier eine Schwächung der dualen
Ausbildung

n Optimierung nur möglich in dualer Form, Ausbildung im
Betrieb, Besuch der beruflichen Schule, Durchlässigkeit im
Bereich der Weiterbildung

Zurück zur ersten Seite

����������	�
���
���

��
���	���	����



Eckart Severing

Forschungsinstitut 
betriebliche Bildung (f-bb) 

Landtag von Baden-
Württemberg

Stuttgart, 4. März 2010

Herausforderungen an das duale 
System der Berufsausbildung

Enquetekommission „Fit fürs Leben in der Wissensgesellschaft –
berufliche Schulen, Aus- und Weiterbildung“








